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II

(Mitteilungen)

MITTEILUNGEN DER ORGANE UND EINRICHTUNGEN DER EUROPÄISCHEN
UNION

KOMMISSION

Genehmigung staatlicher Beihilfen gemäß den Artikeln 87 und 88 des EG-Vertrags

Vorhaben, gegen die von der Kommission keine Einwände erhoben werden

(Text von Bedeutung für den EWR)

(2008/C 134/01)

Datum der Annahme der Entschei-
dung

11.3.2008

Nummer der Beihilfe N 326/07

Mitgliedstaat Italien

Region —

Titel (und/oder Name des Begüns-
tigten)

Riduzione della tassazione sul biodiesel

Rechtsgrundlage La base giuridica è la legge del 27 dicembre 2006, n. 296, articolo 1, paragrafi
da 368 a 371

Art der Beihilfe Beihilferegelung

Ziel Umweltschutz

Form der Beihilfe Zuschuss

Haushaltsmittel Gesamtbetrag der vorgesehenen Beihilfe: 384 Mio. EUR

Beihilfehöchstintensität —

Laufzeit 1.1.2007-31.12.2010

Wirtschaftssektoren Energie

Name und Anschrift der Bewilligungs-
behörde

Customs Agency
Via Carucci, 71
I-00143 Roma

Sonstige Angaben —

Den von vertraulichen Angaben bereinigten Text der Entscheidung in der/den verbindlichen Sprachen finden
Sie unter der Adresse:

http://ec.europa.eu/community_law/state_aids/
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Datum der Annahme der Entschei-
dung

7.4.2008

Nummer der Beihilfe N 621/07

Mitgliedstaat Österreich

Region —

Titel (und/oder Name des Begüns-
tigten)

Mittelstandsfinanzierungsgesellschaften

Rechtsgrundlage Mittelstandsfinanzierungsgesellschaften-Gesetz 2007, Körperschaftsteuergesetz
1988, Einkommensteuergesetz 1988

Art der Beihilfe Beihilferegelung

Ziel Risikokapital, Kleine und mittlere Unternehmen

Form der Beihilfe Steuervergünstigung

Haushaltsmittel Geplante Jahresausgaben: 10 Mio. EUR

Beihilfehöchstintensität —

Laufzeit 25.3.2008-31.12.2012

Wirtschaftssektoren Alle Sektoren

Name und Anschrift der Bewilligungs-
behörde

Bundesministerium für Finanzen
Hintere Zollamtsstraße 2b
A-1030 Wien

Sonstige Angaben —

Den von vertraulichen Angaben bereinigten Text der Entscheidung in der/den verbindlichen Sprachen finden
Sie unter der Adresse:

http://ec.europa.eu/community_law/state_aids/

Datum der Annahme des Beschlusses 18.3.2008

Nummer der Beihilfe N 52/08

Mitgliedstaat Zypern

Region —

Titel (und/oder Name des Begüns-
tigten)

Καθεστώς ενίσχυσης για την ανάπτυξη αεροπορικών γραμμών 2008-2012
(Kathestos enischisis gia tin anaptiksi aeroporikon grammon 2008-2012)

Rechtsgrundlage —

Art der Maßnahme Beihilferegelung

Ziel Regionalentwicklung, Verbesserung der Anbindung

Form der Beihilfe Zuschuss

Haushaltsmittel 18 Mio. EUR

Beihilfeintensität Gemäß Absatz 79 Buchstabe f der Gemeinschaftliche Leitlinien für die Finanzie-
rung von Flughäfen und die Gewährung staatlicher Anlaufbeihilfen für Luftfahrt-
unternehmen auf Regionalflughäfen (2005/C 312/01)
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Laufzeit 1.4.2008-31.3.2012

Wirtschaftssektoren Verkehr

Name und Anschrift der Bewilligungs-
behörde

Κυπριακός Οργανισμός Τουρισμού (Kupriakos Organismos Tourismou)
Λεωφόρος Λεμεσού 19 (Leophoros Lemesou 19)
CY-2112 Αγλαντζιά (CY-2112 Aglantzia)

Sonstige Angaben —

Den von vertraulichen Angaben bereinigten Text der Entscheidung in der/den verbindlichen Sprachen finden
Sie unter der Adresse:

http://ec.europa.eu/community_law/state_aids/
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Mitteilung der Kommission über die Ergebnisse der Risikobewertung und über die Risikobegren-
zungsstrategien für die Stoffe 2-Nitrotoluol und 2,4-Dinitrotoluol

(Text von Bedeutung für den EWR)

(2008/C 134/02)

Gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 793/93 des Rates vom 23. März 1993 zur Bewertung und Kontrolle der
Umweltrisiken chemischer Altstoffe (1) müssen in Bezug auf Altstoffe Daten übermittelt, Prioritäten festge-
legt, Risiken bewertet und erforderlichenfalls Strategien zur Begrenzung dieser Risiken ausgearbeitet werden.

Im Rahmen der Verordnung (EWG) Nr. 793/93 wurden folgende Stoffe als prioritäre Stoffe für eine Bewer-
tung gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2364/2000 der Kommission (2) zur vierten Prioritätenliste gemäß der
Verordnung (EWG) Nr. 793/93 festgelegt:

— 2-Nitrotoluol,

— 2,4-Dinitrotoluol.

Der aufgrund dieser Verordnungen als Berichterstatter bestimmte Mitgliedstaat hat für diese Stoffe sämtliche
Arbeiten zur Bewertung der Risiken für Mensch und Umwelt gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1488/94 der
Kommission vom 28. Juni 1994 zur Festlegung von Grundsätzen für die Bewertung der von Altstoffen aus-
gehenden Risiken für Mensch und Umwelt (3) abgeschlossen und eine Strategie zur Begrenzung der Risiken
im Einklang mit der Verordnung (EWG) Nr. 793/93 vorgeschlagen.

Der Wissenschaftliche Ausschuss „Gesundheits- und Umweltrisiken“ (SCHER) wurde konsultiert und hat
Stellungnahmen zu den Risikobewertungen des Berichterstatters abgegeben. Diese Stellungnahmen sind auf
der Website des Ausschusses zu finden.

In Artikel 11 Absatz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 793/93 ist festgelegt, dass die Ergebnisse der Risikobewer-
tung sowie die empfohlene Strategie für die Risikobegrenzung auf Gemeinschaftsebene gebilligt und von der
Kommission veröffentlicht werden. Mit dieser Mitteilung und der zugehörigen Empfehlung der Kommis-
sion (4) 2008/405/EG werden die Ergebnisse der Risikobewertungen (5) und die Risikobegrenzungsstrategien
für die obengenannten Stoffe bekannt gegeben.

Die in dieser Mitteilung enthaltenen Ergebnisse der Risikobewertungen und Strategien zur Risikobegrenzung
stehen im Einklang mit der Stellungnahme des gemäß Artikel 15 Absatz 1 der Verordnung (EWG)
Nr. 793/93 eingesetzten Ausschusses.
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(1) ABl. L 84 vom 5.4.1993, S. 1.
(2) ABl. L 273 vom 26.10.2000, S. 1.
(3) ABl. L 161 vom 29.6.1994, S. 3.
(4) ABl. L 141 vom 31.5.2008.
(5) Der vollständige Risikobewertungsbericht sowie eine kurze Zusammenfassung sind unter der Internetadresse des

Europäischen Chemikalienbüros zu finden:
http://ecb.jrc.it/existing-substances/



ANHANG

TEIL 1

CAS-Nr. 88-72-2 EINECS-Nr. 201-853-3

Strukturformel:

EINECS-Name: 2-Nitrotoluol

IUPAC-Name: 2-Nitrotoluol

Berichterstatter: Spanien

Einstufung (1): Carc. Cat. 2; R45

Muta. Cat. 2; R46

Repr. Cat. 3; R62

Xn; R22

N; R51-53

Der Risikobewertung (2) liegt der übliche Umgang mit dem in der Europäischen Gemeinschaft hergestellten oder in sie ein-
geführten Stoff während seines gesamten Lebenszyklus zugrunde, so wie er in der Risikobewertung beschrieben wird, die
der als Berichterstatter bestimmte Mitgliedstaat der Kommission übermittelt hat.

Aus den verfügbaren Informationen geht hervor, dass 2-Nitrotoluol in der Europäischen Gemeinschaft bei der Synthese
von Zwischenprodukten für die Herstellung von Agrochemikalien, Kautschukchemikalien, Explosivstoffen, thermosensiti-
ven Farben, Azo- und Schwefelfarbstoffen, sowie bei der organischen Synthese einer breiten Palette von Verbindungen wie
Petrochemikalien, Pestiziden und Pharmazeutika verwendet wird. 2-Nitrotoluol wird hauptsächlich durch Nitrierung von
Toluol synthetisiert und meist innerbetrieblich für die Herstellung von o-toluidin oder 2,4-Dinitrotoluol verwendet.

Der Stoff wurde nicht auf Sensibilisierung geprüft, weswegen in der Risikobewertung für keine Bevölkerungsgruppe die
einschlägigen Risiken untersucht wurden. Diese Untersuchung wurde nicht verlangt, da es sich bei diesem Stoff um ein
Karzinogen ohne Schwellenwert handelt und Schutzmaßnahmen erforderlich sind, die nicht von weiteren Informationen
über eine etwaige sensibilisierende Wirkung des Stoffs abhängen.

RISIKOBEWERTUNG

A. Menschliche Gesundheit

Aus der Risikobewertung ergibt sich folgende Schlussfolgerung für

ARBEITNEHMER

es sind besondere Maßnahmen zur Begrenzung der Risiken bei der Herstellung und Weiterverarbeitung erforderlich.
Gründe für diese Schlussfolgerung:

— bedenken hinsichtlich Mutagenität und Karzinogenität infolge von Inhalation und Exposition der Haut,

— bedenken hinsichtlich Toxizität bei wiederholter Aufnahme und Reproduktionstoxizität (Fruchtbarkeit und Entwick-
lung) infolge von Exposition der Haut.
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(1) Dieser Stoff ist in Anhang I der Richtlinie 67/548/EWG aufgeführt. Die Einstufung des Stoffs erfolgt gemäß der Richtlinie 2004/73/EG
der Kommission vom 29. April 2004 zur 29. Anpassung der Richtlinie 67/548/EWG des Rates zur Angleichung der Rechts- und Ver-
waltungsvorschriften für die Einstufung, Verpackung und Kennzeichnung gefährlicher Stoffe an den technischen Fortschritt (ABl. L 152
vom 30.4.2004, S. 1, geändert durch das ABl. L 216 vom 16.6.2004, S. 3).

(2) Der vollständige Risikobewertungsbericht sowie eine kurze Zusammenfassung sind unter der Internetadresse des Europäischen Chemika-
lienbüros zu finden:
http://ecb.jrc.it/existing-substances/



Aus der Risikobewertung ergibt sich folgende Schlussfolgerung für

VERBRAUCHER

vorläufig werden keine weiteren Informationen und/oder Prüfungen oder andere als die bereits ergriffenen Risikobegren-
zungsmaßnahmen für notwendig erachtet. Grund für diese Schlussfolgerung:

— Es wird davon ausgegangen, dass es keine Verbraucherexposition gibt.

Aus der Risikobewertung ergibt sich folgende Schlussfolgerung für

DIE ÜBER DIE UMWELT EXPONIERTE BEVÖLKERUNG

es sind besondere Risikobegrenzungsmaßnahmen erforderlich. Grund für diese Schlussfolgerung:

— bedenken hinsichtlich Karzinogenität infolge von Inhalation und oraler Exposition bei einem lokalen Standort und hin-
sichtlich Mutagenität infolge von Inhalation und oraler Exposition bei allen lokalen Standorten sowie bei regionaler
Exposition infolge von Herstellung und Weiterverarbeitung des Stoffs.

Aus der Risikobewertung ergibt sich folgende Schlussfolgerung für

DIE MENSCHLICHE GESUNDHEIT (physikalisch-chemische Eigenschaften)

vorläufig werden keine weiteren Informationen und/oder Prüfungen oder andere als die bereits ergriffenen Risikobegren-
zungsmaßnahmen für notwendig erachtet. Grund für diese Schlussfolgerung:

— der Risikobewertung zufolge sind keine Risiken zu erwarten. Die bereits ergriffenen Risikobegrenzungsmaßnahmen
werden als ausreichend angesehen.

B. Umwelt

Aus der Risikobewertung ergibt sich folgende Schlussfolgerung für

DIE ATMOSPHÄRE, DAS AQUATISCHE ÖKOSYSTEM (mit Kläranlagen und Sedimenten) SOWIE DAS TERRESTRISCHE
ÖKOSYSTEM

vorläufig werden keine weiteren Informationen und/oder Prüfungen oder andere als die bereits ergriffenen Risikobegren-
zungsmaßnahmen für notwendig erachtet. Grund für diese Schlussfolgerung:

— der Risikobewertung zufolge sind für die genannten Umweltbereiche keine Risiken zu erwarten. Die bereits ergriffenen
Risikobegrenzungsmaßnahmen werden als ausreichend angesehen.

Aus der Risikobewertung ergibt sich folgende Schlussfolgerung für

MIKROORGANISMEN IN KLÄRANLAGEN

vorläufig werden keine weiteren Informationen und/oder Prüfungen oder andere als die bereits ergriffenen Risikobegren-
zungsmaßnahmen für notwendig erachtet. Gründe für diese Schlussfolgerung:

— der Risikobewertung zufolge sind für die genannten Umweltbereiche keine Risiken zu erwarten. Die bereits ergriffenen
Risikobegrenzungsmaßnahmen werden als ausreichend angesehen.

RISIKOBEGRENZUNGSSTRATEGIE

ARBEITNEHMER

Die auf Gemeinschaftsebene geltenden Vorschriften zum Schutz der Arbeitnehmer gelten allgemein als ausreichend, um
das von diesem Stoff ausgehende Risiko im erforderlichen Maß zu begrenzen.

DIE ÜBER DIE UMWELT EXPONIERTE BEVÖLKERUNG

Die bestehenden Rechtsvorschriften zum Schutz der über die Umwelt exponierten Bevölkerung, insbesondere die Bestim-
mungen der Richtlinie 2008/1/EG des Rates (1), werden im Hinblick auf die beschriebenen Risiken für die Allgemeinheit
als ausreichend betrachtet.
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TEIL 2

CAS-Nr. 121-14-2 EINECS-Nr. 204-450-0

Strukturformel:

EINECS-Name: 2,4-Dinitrotoluol

IUPAC-Name: 1,3-Dinitro-4-Methylbenzol

Berichterstatter: Spanien

Einstufung (1): Carc. Cat. 2; R45

Muta. Cat.3; R68

Repr. Cat. 3; R62

T; R23/24/25

Xn; R48/22

N; R51-53

Der Risikobewertung (2) liegt der übliche Umgang mit dem in der Europäischen Gemeinschaft hergestellten oder in sie ein-
geführten Stoff während seines gesamten Lebenszyklus zugrunde, so wie er in der Risikobewertung beschrieben wird, die
der als Berichterstatter bestimmte Mitgliedstaat der Kommission übermittelt hat.

Aus den verfügbaren Informationen geht hervor, dass 2,4-Dinitrotoluol in der Europäischen Gemeinschaft als Zwischen-
produkt bei der Herstellung von Toluol-2,4-diisocyanat (TDI) aus Toluol-2,4-Diamin (TDA) verwendet wird. Für diese
Anwendung werden etwa 99 % der 2,4-Dinitrotoluol-Erzeugung verbraucht.

RISIKOBEWERTUNG

A. Menschliche Gesundheit

Aus der Risikobewertung ergibt sich folgende Schlussfolgerung für

ARBEITNEHMER

es sind besondere Risikobegrenzungsmaßnahmen erforderlich. Gründe für diese Schlussfolgerung:

— bedenken hinsichtlich Mutagenität und Karzinogenität infolge von Inhalation und Exposition der Haut bei allen
Arbeitsplatzszenarios,

— bedenken hinsichtlich Toxizität bei wiederholter Aufnahme und Reproduktionstoxizität (Fruchtbarkeit) infolge von
Exposition der Haut bei der Herstellung und Verwendung von Explosivstoffen,

— bedenken hinsichtlich Toxizität bei wiederholter Aufnahme und Reproduktionstoxizität (Fruchtbarkeit) infolge von
Inhalation bei der Herstellung von Explosivstoffen.
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(1) Die Einstufung des Stoffs erfolgt gemäß der Richtlinie 2004/73/EG der Kommission vom 29. April 2004 zur 29. Anpassung der Richt-
linie 67/548/EWG des Rates zur Angleichung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften für die Einstufung, Verpackung und Kennzeich-
nung gefährlicher Stoffe an den technischen Fortschritt (ABl. L 152 vom 30.4.2004, S. 1, geändert durch ABl. L 216 vom 16.6.2004,
S. 3).

(2) Der vollständige Risikobewertungsbericht sowie eine kurze Zusammenfassung sind unter der Internetadresse des Europäischen Chemika-
lienbüros zu finden:
http://ecb.jrc.it/existing-substances/



Aus der Risikobewertung ergibt sich folgende Schlussfolgerung für

VERBRAUCHER

vorläufig werden keine weiteren Informationen und/oder Prüfungen oder andere als die bereits ergriffenen Risikobegren-
zungsmaßnahmen für notwendig erachtet. Grund für diese Schlussfolgerung:

— es wird davon ausgegangen, dass es keine Verbraucherexposition gibt.

Aus der Risikobewertung ergibt sich folgende Schlussfolgerung für

DIE ÜBER DIE UMWELT EXPONIERTE BEVÖLKERUNG

es sind besondere Risikobegrenzungsmaßnahmen erforderlich. Grund für diese Schlussfolgerung:

— bedenken hinsichtlich Mutagenität und Karzinogenität infolge von Inhalation und oraler Exposition bei einem lokalen
Szenario.

Risiken können nicht für alle anderen Expositionsszenarios ausgeschlossen werden, da der Stoff derzeit als Karzinogen
ohne Schwellenwert betrachtet wird. Die Angemessenheit bestehender Regelungen sowie die praktische Durchführbarkeit
und Eignung weiterer spezieller Maßnahmen sollten geprüft werden. Der Risikobewertung zufolge handelt es sich jedoch
um geringe Risiken. Dies sollte bei der Prüfung der Angemessenheit bestehender Regelungen sowie der praktischen Durch-
führbarkeit und Eignung weiterer besonderer Risikobegrenzungsmaßnahmen berücksichtigt werden.

Aus der Risikobewertung ergibt sich folgende Schlussfolgerung für

DIE MENSCHLICHE GESUNDHEIT (physikalisch-chemische Eigenschaften)

vorläufig werden keine weiteren Informationen und/oder Prüfungen oder andere als die bereits ergriffenen Risikobegren-
zungsmaßnahmen für notwendig erachtet. Grund für diese Schlussfolgerung:

— der Risikobewertung zufolge sind keine Risiken zu erwarten. Die bereits ergriffenen Risikobegrenzungsmaßnahmen
werden als ausreichend angesehen.

B. Umwelt

Aus der Risikobewertung ergibt sich folgende Schlussfolgerung für

DIE ATMOSPHÄRE und DAS TERRESTRISCHE ÖKOSYSTEM

vorläufig werden keine weiteren Informationen und/oder Prüfungen oder andere als die bereits ergriffenen Risikobegren-
zungsmaßnahmen für notwendig erachtet. Grund für diese Schlussfolgerung:

— der Risikobewertung zufolge sind für die genannten Umweltbereiche keine Risiken zu erwarten. Die bereits ergriffenen
Risikobegrenzungsmaßnahmen werden als ausreichend angesehen.

Aus der Risikobewertung ergibt sich folgende Schlussfolgerung für

DAS AQUATISCHE ÖKOSYSTEM (mit Sedimenten)

es sind besondere Risikobegrenzungsmaßnahmen erforderlich. Die bereits angewandten Risikobegrenzungsmaßnahmen
sind zu berücksichtigen.

Der Risikobewertung zufolge sind an einem Standort Risikobegrenzungsmaßnahmen für das aquatische Ökosystem und
für Sedimentorganismen erforderlich. Es wird davon ausgegangen, dass Risikobegrenzungsmaßnahmen für Oberflächenge-
wässer auch die Risiken für Sedimente verringern.

Aus der Risikobewertung ergibt sich folgende Schlussfolgerung für

MIKROORGANISMEN IN KLÄRANLAGEN

vorläufig werden keine weiteren Informationen und/oder Prüfungen sowie andere Risikobegrenzungsmaßnahmen als dieje-
nigen, die bereits ergriffen worden sind, für notwendig erachtet. Gründe für diese Schlussfolgerung:

— der Risikobewertung zufolge sind keine Risiken zu erwarten. Die bereits ergriffenen Risikobegrenzungsmaßnahmen
werden als ausreichend angesehen.
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RISIKOBEGRENZUNGSSTRATEGIE

ARBEITNEHMER

Die auf Gemeinschaftsebene geltenden Vorschriften zum Schutz der Arbeitnehmer gelten allgemein als ausreichend, um
das von diesem Stoff ausgehende Risiko im erforderlichen Maß zu begrenzen.

DIE ÜBER DIE UMWELT EXPONIERTE BEVÖLKERUNG

Die bestehenden Rechtsvorschriften zum Schutz der über die Umwelt exponierten Bevölkerung, insbesondere die Bestim-
mungen der Richtlinie 2008/1/EG des Rates, werden im Hinblick auf die beschriebenen Risiken für die Allgemeinheit als
ausreichend betrachtet.

UMWELT

Zur Erleichterung der Genehmigungs- und Überwachungstätigkeiten im Rahmen der Richtlinie 2008/1/EG des Rates
(integrierte Vermeidung und Verminderung der Umweltverschmutzung) wird empfohlen, 2,4-Dinitrotoluol bei den laufen-
den Arbeiten zur Erstellung einer Anleitung für die „besten verfügbaren Techniken“ (BVT) zu berücksichtigen.
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III

(Vorbereitende Rechtsakte)

EUROPÄISCHE ZENTRALBANK

STELLUNGNAHME DER EUROPÄISCHEN ZENTRALBANK

vom 23. Mai 2008

zu zwei Verordnungsvorschlägen der Kommission zur Durchführung der Verordnung des
Europäischen Parlaments und des Rates über die vierteljährliche Statistik der offenen Stellen in der

Gemeinschaft

(CON/2008/22)

(2008/C 134/03)

Einleitung und Rechtsgrundlage

Am 13. Mai 2008 wurde die Europäische Zentralbank (EZB) von der Kommission der Europäischen
Gemeinschaften um Stellungnahme zu zwei Verordnungsvorschlägen der Kommission zur Durchführung
der Verordnung (EG) Nr. …/2008 (1) des Europäischen Parlaments und des Rates über die vierteljährliche
Statistik der offenen Stellen in der Gemeinschaft im Hinblick auf Saisonbereinigungsverfahren und Qualitäts-
berichte (nachfolgend der „Verordnungsvorschlag 1“) und im Hinblick auf die Definition des Begriffs der offe-
nen Stellen, die Messzeitpunkte für die Datenerhebung, die Spezifikationen für die Datenübermittlung und
die Durchführbarkeitsstudien (nachfolgend der „Verordnungsvorschlag 2“) ersucht.

Die Zuständigkeit der EZB zur Abgabe einer Stellungnahme beruht auf Artikel 105 Absatz 4 erster Gedan-
kenstrich des Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft. Diese Stellungnahme wurde gemäß
Artikel 17.5 Satz 1 der Geschäftsordnung der Europäischen Zentralbank vom EZB-Rat verabschiedet.

Allgemeine Anmerkungen

1. Die von den beiden Verordnungsvorschlägen umfassten Daten über offene Stellen in der Gemeinschaft
sind wichtig für die EZB. Die EZB hat ihre Anforderungen hinsichtlich der zur Durchführung der Geld-
politik erforderlichen Konjunkturstatistiken veröffentlicht (2); diese Anforderungen beinhalten Daten über
offene Stellen. Zusätzlich folgt das Erfordernis einer Statistik über offene Stellen aus dem auf Ersuchen
des Rates „Wirtschaft und Finanzen“ (Ecofin-Rat) von der Europäischen Kommission (Eurostat) in enger
Zusammenarbeit mit der EZB erarbeiteten Aktionsplan zum Statistikbedarf der Wirtschafts- und Wäh-
rungsunion (WWU); hierdurch wurden auch die wichtigsten europäischen Wirtschaftsindikatoren (WEWI)
eingeführt, die eine Statistik über offene Stellen enthalten und vom Ecofin-Rat am 18. Februar 2003
verabschiedet wurden.

Verordnungsvorschlag 1

2. Die Entwicklung von saisonbereinigten Reihen gemäß dem Verordnungsvorschlag 1 ist von Bedeutung
im Rahmen von Daten über offene Stellen, die in unterjährlichen wirtschaftlichen Analysen verwendet
werden. Auch ist die Erstellung und Veröffentlichung von Qualitätsberichten zu den Daten ein integraler
Bestandteil eines Qualitätssicherungsrahmens.
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(1) Die Unterzeichnung des Rechtsakts durch die Präsidenten des Europäischen Parlaments und des Rates erfolgte am
23. April 2008, jedoch wurde der Rechtsakt noch nicht veröffentlicht; daher ist die amtliche Nummer noch offen.

(2) Statistische Anforderungen der Europäischen Zentralbank im Bereich der allgemeinen Wirtschaftsstatistik, Europäische
Zentralbank, August 2000 (überarbeitet im Dezember 2004), abrufbar auf der Website der EZB unter www.ecb.europa.eu



3. Die EZB begrüßt die Verfügbarkeit saisonbereinigter und arbeitstäglich bereinigter Daten über offene
Stellen, sobald Daten über 16 Vierteljahreszeiträume veröffentlicht worden sind. Zusätzlich wäre es von
Vorteil, wenn das in den Leitlinien des Europäischen Statistischen Systems über die Saisonbereinigung (1)
festgelegte Verfahren zur Unterstützung dieser Arbeit angewandt wird.

4. Qualitätsberichte gemäß dem Anhang zu dem Verordnungsvorschlag 1 sind wertvolle Anleitungen für
Datennutzer im Hinblick auf die spezifische Qualität der Statistiken. Die EZB würde eine weitergehende
Verbreitung der nationalen Berichte unter den Datennutzern begrüßen.

Verordnungsvorschlag 2

5. Die EZB unterstützt das Ziel des Verordnungsvorschlags 2, Definitionen und Messzeitpunkte einzuführen,
die ein angemessenes Gleichgewicht zwischen den Anforderungen der Benutzer und der Belastung der
Befragten herstellen.

6. Die EZB begrüßt, dass der bevorzugte Messzeitraum für die Datenerhebung einen durchschnittlichen Zeit-
raum darstellt, während weiterhin die Möglichkeit besteht, eine Punktschätzung zu verwenden, so lange
sie als repräsentativ für den fraglichen Zeitraum angesehen wird. Untersuchungen haben gezeigt, dass die
Wahl des Zeitraums der Datenerhebung große Auswirkungen auf die Daten haben kann. Deshalb schlägt
die EZB vor, dass dieser Aspekt in den gemäß dem Verordnungsvorschlag 1 erforderlichen Qualitäts-
berichten entsprechend berücksichtigt wird.

7. Die EZB möchte die Bedeutung der beiden in dem Anhang zu dem Verordnungsvorschlag 2 erwähnten
Durchführbarkeitsstudien hervorheben:

a) die Durchführbarkeitsstudie zur Bewertung der Möglichkeiten für die Erhebung der vierteljährlichen
Statistik der offenen Stellen für die Abschnitte O, P, Q, R und/oder S der NACE Rev. 2 ist wichtig, da
die Beschäftigung in diesen Abschnitten der NACE über 35 % der Beschäftigung im Euro-Währungs-
gebiet umfasst;

b) die Durchführbarkeitsstudie zur Bewertung der Möglichkeiten für die Erhebung der vierteljährlichen
Statistik der offenen Stellen bei Unternehmenseinheiten mit weniger als 10 Arbeitnehmern ist wichtig,
da diese Unternehmenseinheiten die große Mehrheit der Gesamtbeschäftigung in vielen Mitgliedstaaten
bilden. Außerdem zeigen Untersuchungen, dass diese Unternehmen die Tendenz haben, für mehr neue
offene Stellen zu sorgen als größere Unternehmenseinheiten.

Geschehen zu Frankfurt am Main am 23. Mai 2008.

Der Präsident der EZB
Jean-Claude TRICHET
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(1) Siehe „ESS guidelines on seasonal adjustment“ (Leitlinien des ESS über die Saisonbereinigung) vom April 2008, abrufbar
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IV

(Informationen)

INFORMATIONEN DER ORGANE UND EINRICHTUNGEN
DER EUROPÄISCHEN UNION

KOMMISSION

Euro-Wechselkurs (1)

30. Mai 2008

(2008/C 134/04)

1 Euro =

Währung Kurs

USD US-Dollar 1,5508

JPY Japanischer Yen 163,74

DKK Dänische Krone 7,4588

GBP Pfund Sterling 0,786

SEK Schwedische Krone 9,328

CHF Schweizer Franken 1,6276

ISK Isländische Krone 115,53

NOK Norwegische Krone 7,908

BGN Bulgarischer Lew 1,9558

CZK Tschechische Krone 25,088

EEK Estnische Krone 15,6466

HUF Ungarischer Forint 241,33

LTL Litauischer Litas 3,4528

LVL Lettischer Lat 0,7013

PLN Polnischer Zloty 3,3749

RON Rumänischer Leu 3,6256

SKK Slowakische Krone 30,28

Währung Kurs

TRY Türkische Lira 1,8834

AUD Australischer Dollar 1,6212

CAD Kanadischer Dollar 1,5382

HKD Hongkong-Dollar 12,1049

NZD Neuseeländischer Dollar 1,9812

SGD Singapur-Dollar 2,1183

KRW Südkoreanischer Won 1 595,39

ZAR Südafrikanischer Rand 11,8211

CNY Chinesischer Renminbi Yuan 10,7657

HRK Kroatische Kuna 7,2498

IDR Indonesische Rupiah 14 445,7

MYR Malaysischer Ringgit 5,0246

PHP Philippinischer Peso 67,824

RUB Russischer Rubel 36,8

THB Thailändischer Baht 50,405

BRL Brasilianischer Real 2,5391

MXN Mexikanischer Peso 16,0105
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Mitteilung der Kommission über aktuelle bei Beihilfe-Rückforderungen angewandte Zinssätze sowie
Referenz- und Abzinsungssätze für 27 Mitgliedsstaaten anwendbar vom 1. Januar 2007

(Veröffentlicht in Übereinstimmung mit Artikel 10 der Verordnung (EG) Nr. 794/2004 der Kommission vom
(ABl. L 140 vom 30.4.2004, S. 1) und der Mitteilung der Kommission über die Methode zur Festsetzung der

Referenz- und Abzinsungssätze (ABl. C 273 vom 9.9.1997, S. 3))

(2008/C 134/05)

Von Bis AT BE BG CY CZ DE DK EE EL ES FI FR HU IE IT LT LU LV MT NL PL PT RO SE SI SK UK

1.6.2008 30.6.2008 5,19 5,19 8,97 5,19 4,89 5,19 5,36 5,50 5,19 5,19 5,19 5,19 8,72 5,19 5,19 6,49 5,19 6,64 5,19 5,19 6,42 5,19 8,67 5,46 5,19 5,23 6,29

1.1.2008 31.5.2008 5,19 5,19 8,97 5,19 4,89 5,19 5,36 5,50 5,19 5,19 5,19 5,19 7,58 5,19 5,19 6,49 5,19 6,64 5,19 5,19 6,42 5,19 8,67 5,46 5,19 5,23 6,29

1.10.2007 31.12.2007 5,42 5,42 8,30 5,74 4,90 5,42 5,58 5,50 5,42 5,42 5,42 5,42 8,54 5,42 5,42 6,49 5,42 6,64 7,00 5,42 5,94 5,42 9,10 5,49 5,42 5,20 6,83

1.9.2007 30.9.2007 5,42 5,42 8,30 5,74 4,24 5,42 5,58 5,50 5,42 5,42 5,42 5,42 8,54 5,42 5,42 6,49 5,42 6,64 7,00 5,42 5,94 5,42 9,10 5,49 5,42 5,20 5,90

1.7.2007 31.8.2007 4,62 4,62 8,30 5,74 4,24 4,62 4,76 5,50 4,62 4,62 4,62 4,62 8,54 4,62 4,62 6,49 4,62 6,64 7,00 4,62 5,94 4,62 9,10 4,68 4,62 5,20 5,90

1.6.2007 30.6.2007 4,62 4,62 8,30 5,74 4,24 4,62 4,76 5,50 4,62 4,62 4,62 4,62 8,54 4,62 4,62 6,49 4,62 6,64 7,00 4,62 5,94 4,62 10,17 4,68 4,62 5,20 5,90

1.1.2007 31.5.2007 4,62 4,62 8,30 5,49 4,24 4,62 4,76 5,50 4,62 4,62 4,62 4,62 8,54 4,62 4,62 6,49 4,62 6,64 7,00 4,62 5,94 4,62 10,17 4,68 4,62 5,20 5,90

31.5.2008
C
134/13

A
m
tsblatt

der
Europäischen

U
nion

D
E



INFORMATIONEN DER MITGLIEDSTAATEN

Aktualisierung der Liste von Aufenthaltstiteln gemäß Artikel 2 Absatz 15 der Verordnung (EG)
Nr. 562/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates über einen Gemeinschaftskodex für das
Überschreiten der Grenzen durch Personen (Schengener Grenzkodex) (ABl. C 247 vom 13.10.2006,
S. 1, ABl. C 153 vom 6.7.2007, S. 5, ABl. C 192 vom 18.8.2007, S. 11, ABl. C 271 vom 14.11.2007,

S. 14, ABl. C 57 vom 1.3.2008, S. 31)

(2008/C 134/06)

Die Veröffentlichung der Liste von Aufenthaltstiteln gemäß Artikel 2 Absatz 15 der Verordnung (EG)
Nr. 562/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. März 2006 über einen Gemeinschaftsko-
dex für das Überschreiten der Grenzen durch Personen (Schengener Grenzkodex) erfolgt auf der Grundlage
der Angaben, die die Mitgliedstaaten der Kommission gemäß Artikel 34 des Schengener Grenzkodexes mit-
teilen.

Die Veröffentlichung im Amtsblatt wird durch monatliche Aktualisierungen auf der Webseite der Generaldi-
rektion Justiz, Freiheit und Sicherheit ergänzt.

ESTLAND

Ersetzung der in ABl. C 271 vom 14.11.2007, S. 14 veröffentlichten Liste

Dokumente, die zum Aufenthalt berechtigen:

1. Identitätskarte;

2. Aufenthaltstitel-Aufkleber (wird auf dem von Estland oder einem anderen Land ausgestellten Reisedoku-
ment angebracht).

1. Drittstaatsangehörigen ausgestellte Identitätskarten können folgende Vermerke tragen:

— befristeter Aufenthaltstitel, gültig bis DD.MM.YY/tähtajaline elamisluba kehtivusega kuni pp.kk.aa,

— langfristig Aufenthaltsberechtigter EU/pikaajaline elanik EL,

— unbefristeter Aufenthaltstitel/alaline elamisluba — ausgestellt bis einschließlich 31.5.2006.

Die Identitätskarte wird als Ausweisdokument für den Grenzübertritt nicht anerkannt. Für Auslandsreisen
ist die Identitätskarte zusammen mit einem gültigen Pass vorzulegen.

2. Der Aufenthaltstitel-Aufkleber kann folgende Vermerke tragen:

— befristeter Aufenthaltstitel/tähtajaline elamisluba,

— langfristig Aufenthaltsberechtigter EU/pikaajaline elanik EL,

— unbefristeter Aufenthaltstitel/alaline elamisluba — ausgestellt bis einschließlich 31.5.2006.

Aufenthaltstitel sind entweder:

— befristet (Gültigkeitsdauer höchstens fünf Jahre), oder

— unbefristet.

Alle Anmerkungen, ausgenommen diejenigen betreffend den unbefristeten Aufenthaltstitel, sind auf
Englisch abgefasst.

31.5.2008C 134/14 Amtsblatt der Europäischen UnionDE



3. Vom Außenministerium ausgestellte Diplomaten- und Dienstausweise:

— Diplomaadikaart

(Diplomatenausweis: Kategorie A — Missionsleiter und Familienangehörige, blau)

— Diplomaadikaart

(Diplomatenausweis: Kategorie B — Diplomat und Familienangehörige, blau)

— Teenistuskaart

(Dienstausweis: Kategorie C — Verwaltungspersonal und Familienangehörige, rot)

— Teenistuskaart

(Dienstausweis: Kategorie D — Dienstliches Hauspersonal und Familienangehörige, grün)

— Teenistuskaart

(Dienstausweis: Kategorie E — Privates Hauspersonal, grün)

— Teenistuskaart

(Dienstausweis: Kategorie F — Ortskraft, grün)

— Teenistuskaart

(Dienstausweis: Kategorie HC — Honorarkonsul, grau).
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Aktualisierung der Liste der Grenzübergangsstellen gemäß Artikel 2 Absatz 8 der Verordnung (EG)
Nr. 562/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates über einen Gemeinschaftskodex für das
Überschreiten der Grenzen durch Personen (Schengener Grenzkodex) (ABl. C 316 vom 28.12.2007,

S. 1)

(2008/C 134/07)

Die Veröffentlichung der Liste der Grenzübergangsstellen gemäß Artikel 2 Absatz 8 der Verordnung (EG)
Nr. 562/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. März 2006 über einen Gemeinschaftsko-
dex für das Überschreiten der Grenzen durch Personen (Schengener Grenzkodex) erfolgt auf der Grundlage
der Angaben, die die Mitgliedstaaten der Kommission gemäß Artikel 34 des Schengener Grenzkodexes mit-
teilen.

Die Veröffentlichung im Amtsblatt wird durch monatliche Aktualisierungen auf der Webseite der Generaldi-
rektion Justiz, Freiheit und Sicherheit ergänzt.

SPANIEN

Ersetzung der in ABl. C 316 vom 28.12.2007, S. 1, veröffentlichten Angaben

Seegrenzen

Neue Seegrenzübergangsstelle:

Puerto de Santa Cruz de La Palma (La Palma).

ÖSTERREICH

Ersetzung der in ABl. C 316 vom 28.12.2007, S. 1, veröffentlichten Angaben

Flugplätze und Flugfelder

Flugplätze

(1) Graz-Thalerhof

(2) Innsbruck-Kranebitten

(3) Klagenfurt-Wörthersee

(4) Linz-Hörsching

(5) Salzburg-Maxglan

(6) Wien-Schwechat

Flugfelder

(1) Bad Kleinkirchheim

(2) Dobersberg

(3) Eferding

(4) Feldkirchen-Ossiacher See

(5) Ferlach

(6) Ferlach (Hubschrauberplatz Glock)

(7) Ferlach-Glainach

(8) Freistadt

(9) Friesach-Hirt

(10) Fürstenfeld

(11) Gmunden

(12) Goldeck Talstation

(13) Halleg

(14) Hofkirchen

(15) Hohenems-Dornbirn

(16) Kapfenberg

(17) Kappl

(18) Kitzbühel

(19) Krems-Langenlois

(20) Kufstein-Langkampfen

(21) Lanzen-Turnau

(22) Leoben-Timmersdorf

(23) Leopoldsdorf

(24) Lienz-Nikolsdorf

(25) Linz-Ost

(26) Mariazell

(27) Mauterndorf

(28) Mayerhofen

(29) Micheldorf

(30) Niederöblarn
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(31) Nötsch im Gailtal

(32) Ottenschlag

(33) Pinkafeld

(34) Pöchlarn-Wörth

(35) Pongau Heliport (Hubschrauberplatz)

(36) Punitz-Güssing

(37) Reutte-Höfen

(38) Ried-Kirchheim

(39) Schärding-Suben

(40) Scharnstein

(41) Seitenstetten

(42) Spitzerberg

(43) St. Andrä im Lavanttal

(44) St. Donat-Mairist

(45) St. Georgen am Ybbsfeld

(46) St. Johann/Tirol

(47) St. Pölten

(48) Stockerau

(49) Trieben

(50) Villach

(51) Völkermarkt

(52) Völtendorf

(53) Vöslau

(54) Waidring

(55) Wattens

(56) Weiz-Unterfladnitz

(57) Wels

(58) Wiener Neudorf

(59) Wiener Neustadt/Ost

(60) Wietersdorf

(61) Wolfsberg

(62) Zell am See

(63) Zeltweg

(64) Zwatzhof (Hubschrauberflugplatz)

Häfen

Bodenseehäfen

(1) Hafen Bregenz (1) (2) Hafen Hard (1)

Landgrenze zur Schweiz (zu Liechtenstein)

(1) Bangs (2)

(2) Bregenz — St. Margrethen (Eisenbahn)

(3) Feldkirch — Buchs (Eisenbahn)

(4) Feldkirch — Mauren (Radweg)

(5) Fimberpass

(6) Gaissau (einschließlich Radweg Gaissau)

(7) Höchst

(8) Hohenems

(9) Koblach

(10) Lustenau

(11) Lustenau — Schmitterbrücke

(12) Lustenau — Wiesenrain

(13) Mäder

(14) Martinsbruck

(15) Meiningen

(16) Nofels

(17) Nofels — Fresch

(18) Pfunds

(19) Spiss

(20) Tisis

(21) Tosters

(22) Tschagguns (3)

(23) Zeblas
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(1) Bodenseehafen— kein Linienverkehr; nur bei Ausflugsschifffahrt besetzt.
(2) Die Grenzübergangsstelle Bangs dient gleichzeitig als Sammelbezeichnung für die Grenzübergänge Nofels-Egg, Gantens-

teinweg, Rainweg, Haberweg, Rheindammweg und Jägersteig-Feldbandweg.
(3) „Tschagguns“ dient gleichzeitig als Sammelbezeichnung für die Grenzübergänge Plankner Sattel, Saminatal, Kirchlspitzen,

Brandner Gletscher, Schesaplana, Tote Alpe, Bartümeljoch, Salarueljoch, Mattlerjoch, Sareiserjoch, Bettlerjoch, Schweizer-
tor, Drusentor, Grünes Fürkele, Plaseggenpaß und Sarottlpaß.



SLOWAKEI

Ersetzung der in ABl. C 316 vom 28.12.2007, S. 1, veröffentlichten Angaben

SLOWAKEI — UKRAINE

Landgrenzen

(1) Čierna nad Tisou — Čop (Eisenbahn)

(2) Ubľa — Malyj Bereznyj

(3) Veľké Slemence — Mali Selmenci

(4) Vyšné Nemecké — Užhorod

(5) Maťovské Vojkovce — Pavlovo (Bahn; nur
Frachtverkehr)

Flughäfen

(1) Flughafen Bratislava

(2) Flughafen Košice

(3) Flughafen Poprad

Flugfelder

(1) Nitra

(2) Piešťany

(3) Prievidza

(4) Sliač

(5) Žilina
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Aktualisierung der Richtbeträge für das Überschreiten der Außengrenzen gemäß Artikel 5 Absatz 3
der Verordnung (EG) Nr. 562/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates über einen Gemein-
schaftskodex für das Überschreiten der Grenzen durch Personen (Schengener Grenzkodex)
(ABl. C 247 vom 13.10.2006, S. 19, ABl. C 153 vom 6.7.2007, S. 22, ABl. C 182 vom 4.8.2007, S. 18,

ABl. C 57 vom 1.3.2008, S. 38)

(2008/C 134/08)

Die Veröffentlichung der Richtbeträge für das Überschreiten der Außengrenzen gemäß Artikel 5 Absatz 3
der Verordnung (EG) Nr. 562/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. März 2006 über
einen Gemeinschaftskodex für das Überschreiten der Grenzen durch Personen (Schengener Grenzkodex)
erfolgt auf der Grundlage der Angaben, die die Mitgliedstaaten der Kommission gemäß Artikel 34 des Schen-
gener Grenzkodexes mitteilen.

Die Veröffentlichung im Amtsblatt wird durch monatliche Aktualisierungen auf der Webseite der Generaldi-
rektion Justiz, Freiheit und Sicherheit ergänzt.

SLOWAKEI

Ersetzung der in ABl. C 247 vom 13.10.2006, S. 19, veröffentlichten Angaben

Gemäß Artikel 4 des Ausländergesetzes Nr. 48/2002 und den Änderungen der einschlägigen Bestimmungen
sind die finanziellen Mittel zur Bestreitung der Aufenthaltskosten eines Drittstaatsangehörigen im Hoheitsge-
biet der Slowakischen Republik auf 1 700 SKK pro Person und Tag des Aufenthalts festgelegt.

Der Betrag von 1 700 SKK berechnet sich wie folgt:

a) 1 000 SKK für Unterbringung;

b) 100 SKK für Frühstück;

c) 200 SKK für Mittagessen;

d) 200 SKK für Abendessen;

e) 200 SKK Taschengeld.

Werden die Kosten des Aufenthalts des Drittstaatsangehörigen im Hoheitsgebiet der Slowakischen Republik
teilweise anderweitig gedeckt, wird dies berücksichtigt.

Auf den Nachweis der nötigen finanziellen Mittel kann bei Vorlage einer polizeilich bescheinigten Einladung
verzichtet werden.

GRIECHENLAND

Ersetzung der in ABl. C 247 vom 13.10.2006, S. 19, veröffentlichten Angaben

Im gemeinsamen Ministerialerlass Nr. 3021/22/10-f vom 24. Dezember 2007 ist der Betrag vorgeschrieben,
über den Ausländer, die keine EU-Staatsangehörigen sind, bei der Einreise nach Griechenland verfügen
müssen.

Nach diesem Erlass müssen Drittstaatsangehörige bei der Einreise nach Griechenland pro Person und Tag
über einen 50 EUR entsprechenden Betrag in Fremdwährung und für einen Aufenthalt von bis zu 5 Tagen
mindestens über 300 EUR verfügen.

Bei Minderjährigen werden die genannten Beträge halbiert.

Für Staatsangehörige aus Staaten, die griechische Staatsangehörige an den Grenzen zum Devisenumtausch
verpflichten, gilt aus Gründen der Gegenseitigkeit dieselbe Maßnahme.
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Beschluss Frankreichs zur Änderung der gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen im Linienflugver-
kehr zwischen Rennes und Mulhouse

(Text von Bedeutung für den EWR)

(2008/C 134/09)

1. Gemäß Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe a der Verordnung (EWG) Nr. 2408/92 des Rates vom 23. Juli
1992 über den Zugang von Luftfahrtunternehmen der Gemeinschaft zu Strecken des innergemeinschaftli-
chen Flugverkehrs hat Frankreich beschlossen, die im Linienflugverkehr zwischen Rennes (Saint-Jacques)
und Basel-Mulhouse auferlegten gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen, die im Amtsblatt der Europäischen
Union C 52 vom 2. März 2006 veröffentlicht wurden, zu ändern.

2. Die gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen werden in Bezug auf die Mindestfrequenzen (Abschnitt 2)
wie folgt geändert:

„An 220 Tagen im Jahr außer Feiertagen sind von Montag bis Donnerstag mindestens zwei Hin- und
Rückflüge täglich durchzuführen, und zwar morgens und abends, sowie ein Hin- und Rückflug am Frei-
tagabend.“
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V

(Bekanntmachungen)

VERFAHREN ZUR DURCHFÜHRUNG DER WETTBEWERBSPOLITIK

KOMMISSION

STAATLICHE BEIHILFE — SPANIEN

Staatliche Beihilfe C 8/08 (ex NN 4/08; ex CP 60/07) — Filmstudiokomplex Ciudad de la Luz,
Alicante

Aufforderung zur Stellungnahme gemäß Artikel 88 Absatz 2 des EG-Vertrags

(Text von Bedeutung für den EWR)

(2008/C 134/10)

Mit Schreiben vom 13. Februar 2008, das nachstehend in der verbindlichen Sprachfassung abgedruckt ist,
hat die Kommission Spanien von ihrer Entscheidung in Kenntnis gesetzt, wegen der oben genannten
Maßnahme das Verfahren nach Artikel 88 Absatz 2 des EG-Vertrags einzuleiten.

Alle Beteiligten können innerhalb eines Monats nach Veröffentlichung dieser Zusammenfassung und des
nachfolgenden Schreibens zu den Beihilfen, die Gegenstand des von der Kommission eingeleiteten Verfahrens
sind, Stellung nehmen. Die Stellungnahmen sind an folgende Anschrift zu richten:

Europäische Kommission
Generaldirektion Wettbewerb
Registratur Staatliche Beihilfen
SPA-3 6/5
B-1049 Brüssel
Fax (32-2) 296 12 42

Diese Stellungnahmen werden Spanien übermittelt. Jeder, der eine Stellungnahme abgibt, kann unter Angabe
von Gründen schriftlich beantragen, dass seine Identität nicht bekannt gegeben wird.

ZUSAMMENFASSUNG

VERFAHREN

Die Kommission hat ein förmliches Prüfverfahren eingeleitet, nachdem sie im Februar und Juli 2007 von
zwei wichtigen Akteuren im europäischen Filmsektor mit Sitz in verschiedenen Mitgliedstaaten (mit Aus-
nahme Spaniens) unabhängig voneinander Beschwerden erhalten hatte. Diese Akteure bringen vor, dass
rechtswidrige staatliche Beihilfen, die die Regionalregierung von Valencia für den Bau und Betrieb des Film-
studiokomplexes Ciudad de la Luz in Alicante gewährt haben, die Unterbietung der Marktpreise ermöglicht
haben. Die Kommission hat für die bereitgestellten staatlichen Mittel von den spanischen Behörden keine
Anmeldung staatlicher Beihilfen erhalten.

Die Kommission richtete am 10. April 2007 und am 13. Juli 2007 Auskunftsersuchen an die spanischen
Behörden. Mit Zustimmung der Beschwerdeführer hat die Kommission Spanien beide Beschwerden übermit-
telt. Die spanischen Behörden antworteten am 15. Juni 2007 bzw. am 8. Oktober 2007.
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BESCHREIBUNG

Ciudad de la Luz ist ein großer Filmstudiokomplex in Alicante (Valencia). Die Baukosten und Betriebsverluste
von Ciudad de la Luz wurden bis jetzt gänzlich durch staatliche Mittel beglichen. Nach einer von den spani-
schen Behörden im Jahr 2006 vorgelegten Schätzung werden allein die Baukosten bis Ende 2007 vermutlich
270 Mio. EUR überschreiten.

Die Vermögenswerte von Ciudad de la Luz werden von der Gesellschaft Ciudad de la Luz SAU gehalten, die
zu 100 % zu der Sociedad de Proyectos Temáticos de la Comunidad Valencia SAU (SPTCV) gehört. SPTCV
steht vollständig im Eigentum der Regionalregierung von Valencia. Der Studiokomplex wird von Produccio-
nes Aguamarga SL verwaltet. Die spanischen Behörden beabsichtigen, die Verwaltung des Studiokomplexes
2014 auszuschreiben.

BEIHILFERECHTLICHE WÜRDIGUNG

Die spanischen Behörden führen an, dass die bereitgestellten staatlichen Mittel nicht als staatliche Beihilfe
betrachtet werden sollten, da die Investition in das Projekt nach dem Grundsatz des marktwirtschaftlich han-
delnden Kapitalgebers vorgenommen wurde. Nach einer vorläufigen Bewertung des Projektgeschäftplans hat
die Kommission jedoch ernste Zweifel daran, dass ein marktwirtschaftlich handelnder Kapitalgeber in ein
neues Projekt, das mit solch hohen Risiken verbunden ist, zu denselben Bedingungen und im selben Ausmaß
wie die Regionalregierung von Valencia investiert hätte.

Insbesondere hegt die Kommission Zweifel an der Stichhaltigkeit der Annahmen, mit denen Spanien die
2002 vorgelegten Schätzungen untermauerte und die Investition rechtfertigte. Die Schätzungen setzen Kapi-
talkosten voraus, die geringer sind als die Zinsen für spanische Staatsanleihen, die damals bei 4,96 % lagen.
Ferner setzen sie im Jahr 2014 Zahlungseingänge voraus, die höher sind als die erwarteten Baukosten und
die offensichtlich durch die Ausschreibung der Verwaltung des Studiokomplexes erzielt werden sollen.

Die spanischen Behörden haben ferner darauf hingewiesen, dass die staatlichen Mittel in ein öffentliches
Infrastrukturprojekt investiert wurden. Der Studiokomplex wurde seit seiner Eröffnung jedoch fast aus-
schließlich von audiovisuellen Produktionsgesellschaften genutzt. Die Kommission bezweifelt daher, dass der
Studiokomplex eine Dienstleistung erbringt, die zu den typischen Zuständigkeiten einer Behörde gehört und
die bestimmten und einfach zu ermittelnden Unternehmen keinen Vorteil verschafft.

Aus diesen Gründen ist die Kommission zum jetzigen Zeitpunkt der Auffassung, dass Ciudad de la Luz SAU
staatliche Beihilfen im Sinne von Artikel 87 Absatz 1 des EG-Vertrags erhalten hat.

Spanien bringt ferner vor, dass die Finanzierung der Ciudad de la Luz auch gesetzt den Fall, dass die bereitge-
stellten staatlichen Mittel als Beihilfe gewertet werden sollten, als Beihilfe zur Förderung der Kultur oder als
Regionalbeihilfe mit dem Gemeinsamen Markt vereinbar sein könnte.

Die Kommission ist nicht der Ansicht, dass in diesem Fall die Ausnahmeregelung für Kulturbeihilfen
(Artikel 87 Absatz 3 Buchstabe d des EG-Vertrags) geltend gemacht werden kann. Die Kommission hat, im
Gegenteil, starke Zweifel daran, dass der Bau und die Inbetriebnahme des Filmstudiokomplexes Ciudad de la
Luz der Förderung der Kultur oder der Erhaltung des kulturellen Erbes dienen.

Da der Studiokomplex in dem Fördergebiet Alicante gebaut wurde, führt Spanien an, dass gemäß den Vor-
schriften über Regionalbeihilfen für die Jahre 2000-2006 bei förderfähigen Investitionen eine Beihilfeintensi-
tät von bis zu 40 % zulässig gewesen sei. Ohne weitere Informationen von den spanischen Behörden kann
die Kommission nicht genauer feststellen, in welcher Höhe etwaige staatliche Beihilfen gemäß den Leitlinien
für Regionalbeihilfen mit dem Gemeinsamen Markt vereinbar wären.

Aufgrund seiner Größe gehört Ciudad de la Luz (1) auf dem europäischen Markt zu den großen Filmstu-
dioeinrichtungen. Diese Einrichtungen werden hauptsächlich bei großen Filmproduktionen genutzt und viele
der in Europa gedrehten Filme werden von den großen US-amerikanischen Gesellschaften produziert oder
ko-produziert. Es gibt einen globalen Konkurrenzkampf um solche Produktionen, deren Produzenten welt-
weit tätig sind und Produktionen verlagern können, um niedrigere Produktionskosten und/oder andere
Anreize zu nutzen. Aufgrund der Tatsache, dass solche Filme oft mit einem Budget von etwa 100 Mio. USD
ausgestattet sind, ist es daher wahrscheinlich, dass sich die staatlichen Beihilfen für Ciudad de la Luz auf den
Handel zwischen den Mitgliedstaaten auswirken und den Wettbewerb verfälschen.

31.5.2008C 134/22 Amtsblatt der Europäischen UnionDE

(1) Siehe www.ciudaddelaluz.com



SCHLUSSFOLGERUNG

Die Kommission bezweifelt, dass ein marktwirtschaftlich handelnder Kapitalgeber in Ciudad de la Luz zu
denselben Bedingungen und im selben Ausmaß wie die Regionalregierung von Valencia investiert hätte. Die
Kommission hat ferner Zweifel daran, ob ein Filmstudiokomplex als öffentliche Infrastruktur betrachtet wer-
den kann und ob die staatlichen Beihilfen für Ciudad de la Luz unter Artikel 87 Absatz 3 Buchstabe d des
EG-Vertrags (Ausnahmeregelung für Kulturbeihilfen) fallen. Schließlich bezweifelt sie, dass der Großteil der
staatlichen Beihilfen unter die Leitlinien für Regionalbeihilfen fallen würde.

Gemäß Artikel 14 der Verordnung (EG) Nr. 659/1999 des Rates können alle rechtswidrigen Beihilfen vom
Empfänger zurückgefordert werden.

DAS SCHREIBEN

„(1) La Comisión desea informar al Reino de España de que, tras examinar la información facilitada por
sus autoridades en relación a la ayuda financiera del Gobierno autonómico de Valencia al complejo de
estudios cinematográficos “Ciudad de la Luz” de Alicante, ha decidido incoar un procedimiento de
investigación formal de la misma en virtud del artículo 88, apartado 2, del Tratado CE.

1. PROCEDIMIENTO

(2) El 22 de febrero de 2007, la Comisión recibió del denunciante A (2) una denuncia relativa a la ayuda
presuntamente concedida por el Gobierno de Valencia a los estudios cinematográficos “Ciudad de la
Luz”. El 15 de marzo de 2007, el denunciante A confirmó que la denuncia podía remitirse a las auto-
ridades españolas.

(3) El 10 de abril de 2007, la Comisión remitió la denuncia completa a las autoridades españolas, solici-
tando información sobre la presunta ayuda. Previamente, la Comisión no había recibido de las auto-
ridades españolas, para su aprobación como ayudas de Estado, notificación alguna de medidas de
apoyo al cine en Valencia.

(4) Tras pedir una extensión del plazo el 18 de abril de 2007 (concedida el 24 de abril), las autoridades
españolas respondieron a la solicitud de información de la Comisión el 15 de junio de 2007.

(5) El 30 de abril de 2007, el denunciante A facilitó enlaces de artículos publicados en “Variety” que refe-
rían subvenciones de producción al cine en Valencia y confirmaban que los estudios “Ciudad de la
Luz” estaban atrayendo producciones cinematográficas de gran presupuesto (3).

(6) El 13 de julio de 2007, la Comisión solicitó información adicional a las autoridades españolas. Tras
pedir una extensión del plazo el 18 de julio de 2007 (concedida el 19 de julio), las autoridades espa-
ñolas respondieron a la solicitud de información de la Comisión el 8 de octubre de 2007.

(7) El 15 de julio de 2007, la Comisión recibió una denuncia del denunciante B (4). Después de obtener
el acuerdo del denunciante, la Comisión remitió su denuncia a las autoridades españolas el 2 de agosto
de 2007.

2. DESCRIPCIÓN DE LA MEDIDA

2.1. Ciudad de la Luz

(8) “Ciudad de la Luz” es un importante complejo de estudios cinematográficos de Alicante. El
24 de octubre de 2000, el Gobierno autonómico de Valencia adoptó su decisión inicial de invertir en
el proyecto “Ciudad de la Luz”. “Ciudad de la Luz SA” se constituyó el 2 de noviembre de 2000. Su
objetivo es llevar a cabo las actividades necesarias para la promoción, organización y gestión de
centro “Ciudad de la Luz”, incluidas la construcción, gestión y explotación de las instalaciones audiovi-
suales y cinematográficas, así como otras actividades de ocio y alojamiento.
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(2) El denunciante A es un importante estudio de cine europeo. Ha pedido que no se divulgara su identidad.
(3) “Un nuevo estudio de Valencia ofrece rebajas de película”:

http://www.variety.com/article/VR1117958591.html?categoryid=19&cs=1
“La Pompeya de Polanski cobra forma”:
http://mobile.variety.com/article/VR1117963040.html?categoryid=13&cs=1

(4) El denunciante B es una figura importante del sector cinematográfico europeo. También ha pedido que no se divulgara su
identidad.



(9) 75 % del capital social inicial de 600 000 EUR de “Ciudad de la Luz SA” era propiedad de la “Socie-
dad Proyectos Temáticos de la Comunidad Valenciana” (SPTCV), entidad pública que lleva a cabo acti-
vidades de inversión en nombre del Gobierno autonómico de Valencia. El 25 % restante pertenecía a
“Aguamarga Producciones”, una empresa privada.

(10) En noviembre de 2001, el capital social se amplió a 9 millones de EUR y SPTCV adquirió todas las
nuevas acciones, elevando su participación hasta el 98,4 %. SPTCV aumentó aun más su participación
en febrero de 2003 y mayo de 2004 a través de compras similares del nuevo capital social. En julio
de 2004, “Aguamarga Producciones” vendió su participación en “Ciudad de la Luz SA” (5) a SPTCV
por 139,059 EUR. Desde entonces, la Comunidad Valenciana, a través de SPTCV, ha detentado el
100 % del capital social de “Ciudad de la Luz”. Sin embargo, “Aguamarga Producciones” continúa
siendo responsable del trabajo de construcción restante, de la promoción de “Ciudad de la Luz” y de
la gestión de los estudios.

(11) Los estudios iniciaron su actividad de rodaje de películas a finales de 2005. La construcción, que
arrancó en 2002, se había dividido en tres fases:

— fase 1 (finalizada): 6 estudios de sonido con aire acondicionado y una superficie conjunta de
11 000 m2, edificios de apoyo a la producción, 15 050 m2 de talleres y almacenes, y 2 zonas de
rodaje de exteriores de 14 hectáreas en total,

— fase 2 (cuya finalización estaba prevista para final de 2007): incluye una tercera zona de rodaje de
exteriores de 5 hectáreas, instalaciones de restauración, un tanque de rodaje acuático y un gran
estanque de agua profunda con horizonte natural,

— la fase 3 (finalización prevista para 2009/2010) incluye un estudio de sonido de 5 000 m2.

(12) Ciertos aspectos de las instalaciones “último modelo” de “Ciudad de la Luz” la ponen muy por delante
del limitado número de estudios europeos importantes en cuanto a capacidad para grandes produc-
ciones. Así, por ejemplo, el estudio de sonido de 5 000 m2, actualmente en construcción en “Ciudad
de la Luz”, será, al parecer, el mayor del mundo (6). La Comisión observa que las grandes estudios de
sonido sólo tienen interés para grandes producciones.

2.2. Plan de negocios de “Ciudad de la Luz”: 2002-2014 (2002)

(13) En su escrito de 13 de junio de 2007, las autoridades españolas incluyeron la siguiente previsión de
pérdidas y ganancias de “Ciudad de la Luz SA” para el período 2002-2014.

Previsión de pérdidas y ganancias de “Ciudad de la Luz”: 2002-2014 (2002)

Preparación Pruebas Explotación experimental Consolidación

Cifras en miles de EUR

Años

2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014

A0 A1 A2 A3 A4 A5 A6 A7 A8 A9 A10 A11 A12

INGRESOS DIRECTOS DE PRODUCCIONES

Total ingresos directos de
producciones […] (*) […] […] […] […] […] […] […] […] […] […] […] […]

INGRESOS INDIRECTOS DE PRODUCCIONES

Total ingresos indirectos de
producciones […] […] […] […] […] […] […] […] […] […] […] […] […]
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(5) Con la transferencia de capital correspondiente de 7 de octubre de 2004, “Ciudad de la Luz SA” se convirtió en “Ciudad de
la Luz SAU”, una empresa con un solo accionista (sociedad anónima unipersonal) con la totalidad de su capital social en
manos de SPTCV.

(6) Fuente: “Hágase la luz” en “Hollywood Reporter”, 31 de octubre de 2006:
http://www.hollywoodreporter.com/hr/content_display/international/features/eí45879d0f68a3095f5df04bc254cf9f3



Preparación Pruebas Explotación experimental Consolidación

Cifras en miles de EUR

Años

2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014

A0 A1 A2 A3 A4 A5 A6 A7 A8 A9 A10 A11 A12

OTROS INGRESOS

Total otros ingresos […] […] […] […] […] […] […] […] […] […] […] […] […]

GASTOS DIRECTOS DE PRODUCCIONES

Total gastos directos de
producciones […] […] […] […] […] […] […] […] […] […] […] […] […]

GASTOS INDIRECTOS

Total gastos indirectos […] […] […] […] […] […] […] […] […] […] […] […] […]

Beneficio antes de intere-
ses, impuestos y amortiza-
ciones (EBITDA) […] […] […] […] […] […] […] […] […] […] […] […] […]

AMORTAZACIONES

Total amortizaciones […] […] […] […] […] […] […] […] […] 5 […] […] […] […]

Beneficio antes de intereses
e impuestos (EBIT) […] […] […] […] […] […] […] […] […] […] […] […] […]

GASTOS FINANCIEROS

Gastos financieros […] […] […] […] […] […] […] […] […] […] […] […] […]

Beneficio antes de impues-
tos (EBT) […] […] […] […] […] […] […] […] […] […] […] […] […]

IMPUESTOS

Impuesto de sociedades […] […] […] […] […] […] […] […] […] […] […] […] […]

0,35

Beneficio neto […] […] […] […] […] […] […] […] […] […] […] […] […]

(*) A través de esta versión pública de esta decisión, los datos cubiertos por la obligación del secreto profesional se han substituido cerca […].

(14) Como muestran las partidas del cuadro, el período de 13 años se dividió en cuatro fases: preparación
(2002-2003), pruebas (2004-2005), explotación experimental (2006-2010) y consolidación
(2011-2014). Según las autoridades españoles, el cuadro refleja el objetivo de ceder la gestión del
complejo “Ciudad de la Luz” en 2014.

(15) En su escrito, las autoridades españolas señalan que el funcionamiento de “Ciudad de la Luz” prevé
(preveía) un EBITDA (beneficios antes de intereses, impuestos, depreciación y amortización) positivo
antes de […], que alcanzaría […] millones de EUR antes de […]. Sin embargo, tras incluir en el cál-
culo la depreciación de edificios y equipo técnico, “Ciudad de la Luz” sólo podría arrojar ganancias
positivas netas para […] ([…] millones), que aumentarían hasta […] millones para […].

(16) Las autoridades españolas han presentado también las proyecciones correspondientes hechas en 2002
de las inversiones y los flujos de tesorería de “Ciudad de la Luz SA” previstos entre 2002 y 2014.
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Previsión de flujo de tesorería para “Ciudad de la Luz”: 2002-2014 (2002)

Cash flow — Inversión necesaria

Preparación Pruebas Explotación experimental Consolidación

Cifras en miles de EUR

Años

2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014

A0 A1 A2 A3 A4 A5 A6 A7 A8 A9 A10 A11 A12

Caja inicial […] […] […] […] […] […] […] […] […] […] […] […] […]

+ EBITDA […] […] […] […] […] […] […] […] […] […] […] […] […]

- Inversiones […] […] […] […] […] […] […] […] […] […] […] […] […]

- Impuestos […] […] […] […] […] […] […] […] […] […] […] […] […]

+ Aportación de capital
requerida […] […] […] […] […] […] […] […] […] […] […] […] […]

Caja Final […] […] […] […] […] […] […] […] […] […] […] […] […]

Aportación necesaria acu-
mulada […] […] […] […] […] […] […] […] […] […] […] […] […]

Flujo de fondos […] […] […] […] […] […] […] […] […] […] […] […] […]

lad TIR […] %

VAN […]
EUR

% deuda/capital

Inversión acumulada […] […] […] […] […] […] […] […] […] […] […] […] […]

Amortización acumulada […] […] […] […] […] […] […] […] […] […] […] […] […]

Valor contable del activo […] […] […] […] […] […] […] […] […] […] […] […] […]

(17) Según las autoridades españolas, las proyecciones arriba mostradas se realizaron empleando el coste
medio ponderado del capital (WACC) del […] % como factor de descuento. El WACC se calculó según
la fórmula usual que pondera los costes y el porcentaje de recursos financieros reales o previstos para
el funcionamiento de “Ciudad de la Luz” a partir de la deuda y los recursos propios, respectivamente.
Los cálculos WACC presentados por las autoridades españoles indican lo siguiente:

— los costes de la deuda se calcularon en […] % pero, dado que no se previó financiación alguna de
la deuda, la contribución de ésta al WACC fue del 0 %,

— los costes del capital, que en 2002 se preveía que cubrieran el 100 % de las necesidades de finan-
ciación, se calcularon en […] %. Dicho porcentaje se deducía únicamente de un cálculo de una
tasa libre de riesgo del […] % a la que no se añadía ninguna prima de riesgo específica de inver-
sión o de liquidez.

(18) Sobre la base de la previsión de tesorería, se estimó que la inversión generaría una tasa interna de ren-
tabilidad del […] % y un valor actual neto positivo de […] millones de EUR. El rendimiento de
[…] % previsto excede del […] % del coste del capital calculado por las autoridades españolas.
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(19) Estos resultados positivos globales dependen en primer lugar de la entrada neta acumulativa de
[…] millones de EUR que muestra la previsión de tesorería para 2014. La entrada neta de tesorería
procedente del funcionamiento de “Ciudad de la Luz” en 2014 es, según las previsiones, de
[…] millones de EUR (7). Las autoridades españolas no han indicado claramente ni la fuente de la ent-
rada adicional de tesorería de […] millones de EUR (8) en 2014 ni el modo en que se calculó dicha
cifra. A este respecto, la Comisión observa que las autoridades españolas afirman que sus previsiones
de 2002 reflejaban el objetivo de ceder la gestión del complejo “Ciudad de la Luz” en 2014.

(20) La Comisión entiende que las previsiones de tesorería y de pérdidas y beneficios de 2002 presentadas
por las autoridades españolas y aquí reproducidas constituyen el plan de negocios en que se basó el
Gobierno Autónomo de Valencia para invertir en la construcción y explotación del complejo “Ciudad
de la Luz”.

2.3. Apoyo público a “Ciudad de la Luz”

2.3.1. Financiación del capital social y los créditos

(21) Los datos de las previsiones iniciales de tesorería de 2002 muestran que la inversión total requerida
era de 204 millones de EUR (9) a precios de 2002. Se esperaba que la mayor parte de esta inversión
estuviera en construcción, junto con las obras públicas correspondientes, en los años 200-2007.
Hasta la fecha, la inversión se ha financiado principalmente de dos maneras:

i) inversiones de capital que ya han alcanzado los 104 millones de EUR, incluidos terrenos por un
valor de 9,8 millones de EUR, aportados en especie al capital social por el SPTCV,

ii) en abril de 2005, SPTCV concedió a “Ciudad de la Luz SAU” un crédito de 95 millones de EUR.
Dicho crédito se concedió por un período de 10 años a interés fijo ajustado al tipo EURIBOR de
un año más un 1 % y una tasa de interés variable del 1,25 % de beneficios después de impuestos.

(22) Los informes de 2004 y 2005 realizados sobre SPTCV y “Ciudad de la Luz SAU” por la Sindicatura
de Cuentas hacen referencia a un acuerdo de préstamo participativo concedido por SPTCV en abril de
2005. En opinión de la Comisión, un préstamo participativo es un híbrido de capital y deuda que
sitúa al beneficiario debajo de los demás deudores si la compañía suspende su actividad, aunque lo
sitúa por encima de los accionistas. Los préstamos participativos pueden no reembolsarse pronto a
menos que el capital de la empresa aumente en un importe igual.

(23) En la previsión de pérdidas y ganancias de 2002, no se contabilizaron intereses. Por ello, es posible
que, cuando se adoptó la decisión de inversión original, no se hubiera pensado en la posibilidad del
crédito.

(24) Las autoridades españolas han presentado a la Comisión una previsión revisada, parece que de 2006,
que muestra que las contribuciones públicas a los costes de construcción hasta finales de 2007 se
habían calculado en 273,5 millones de EUR. Dado que la tercera fase de la construcción no estará
finalizada hasta finales de 2009, la mera contribución pública final a la construcción del complejo
podría superar dicha cifra.

(25) Basándose en los datos aportados hasta ahora por las autoridades españolas, la Comisión no ha
podido conciliar las cifras de las previsiones de 2002 con las de las previsiones de 2006.

2.3.2. Descuentos ofrecidos por “Ciudad de la Luz SAU”

(26) En la práctica, SPTCV es la única que ha financiado hasta ahora “Ciudad de la Luz SAU”. La mayoría
de las pérdidas de explotación sufridas durante este período se originaron en la construcción del com-
plejo “Ciudad de la Luz” y estaban incluidas en las previsiones de 2002. Sin embargo, según las auto-
ridades españolas, los descuentos que se consideraron necesarios para atraer producciones cinemato-
gráficas durante la explotación del complejo antes de 2005/2006 no se incluyeron en las previsiones
de 2002.
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(7) El movimiento de tesorería neto de las operaciones es el movimiento entre la apertura y el cierre de los balances de tesorería
previstos en 2014: […] millones de EUR – […] millones de EUR = […] millones de EUR.

(8) Ésta es la diferencia entre la entrada acumulativa neta de tesorería en 2014 y la tesorería neta de operaciones: […] millones
de EUR – […] millones de EUR = […] millones de EUR.

(9) Esta cifra es la aportación necesaria acumulada máxima para el proyecto según la previsión de tesorería de 2002. Se pro-
duce a finales de 2007, después de lo cual la aportación acumulada disminuye, según la previsión.



(27) En su solicitud de información de 13 de julio de 2007, la Comisión recordó a las autoridades españo-
las que las medidas que emplean recursos públicos para apoyar la producción de obras cinematográfi-
cas o audiovisuales se consideran ayudas de Estado y deben notificarse a la Comisión Europea. Todos
los incentivos concedidos (también los concedidos por las autoridades regionales y locales) deben
notificarse a la Comisión Europea. Pese a ello, la Comisión no había recibido notificación alguna de
un proyecto valenciano de apoyo al cine.

(28) La Comisión había citado un artículo de “Screen Finance” (10) de febrero de 2007 que parecía indicar
que el Gobierno regional de Valencia había preparado dicho proyecto sin notificarlo a la Comisión.
En su respuesta, las autoridades españolas alegaron que el apoyo al cine en cuestion no se notificó
porque creyeron que los recursos públicos se aportaban según el principio del inversor en una econo-
mía de mercado, por lo que no constituían ayuda de Estado.

(29) Sin embargo, las autoridades españolas proporcionaron a la Comisión detalles confidenciales de los
descuentos ofrecidos a diversas producciones cinematográficas rodadas en “Ciudad de la Luz”. En
octubre de 2007 se habían rodado en “Ciudad de la Luz” 19 películas y 3 anuncios publicitarios. Casi
todas las películas (pero ninguno de los anuncios) se beneficiaron de descuentos, que totalizaron
12 millones de EUR, IVA no incluido. Según las autoridades españolas, los planes iniciales de “Ciudad
de la Luz” no preveían la necesidad de dichos incentivos para atraer producciones. Hacen observar
que, para 2006, la diferencia entre las pérdidas reales de explotación ([…] (11) millones de EUR) y las
pérdidas iniciales previstas ([…] millones de EUR en las proyecciones de 2002) se produce porque en
aquel momento no se tuvieron en cuenta los costes de los incentivos. En su opinión, el hecho de que
las previsiones hubieran sido equivalentes a los resultados reales si se hubieran calculado los incenti-
vos, demuestra la precisión y fiabilidad del plan de negocios inicial.

(30) A este respecto, las autoridades españolas consideran también que el objetivo original de “Ciudad de
la Luz” era ofrecer estudios a precios competitivos y que, aun siendo inferiores a los de las empresas
que lideran el mercado, los precios de “Ciudad de la Luz” siguen siendo superiores a los de estudios
comparables.

(31) Como apunta el denunciante A, el 16 de noviembre de 2005, “Ciudad de la Luz SAU” publicó en el
Diario Oficial de la Comunidad Valenciana un anuncio en el que ofrecía ayudas a la producción
(supuestamente mediante acuerdos con patrocinadores) a cualquiera que estuviera interesado en utili-
zar “Ciudad de la Luz” para el rodaje de largometrajes, series de televisión, espacios publicitarios, etc.

(32) En febrero de 2006, la revista especializada “Screen International” publicó un artículo sobre el com-
plejo de “Ciudad de la Luz” titulado “La carga de la brigada ligera”. Empezaba observando que la “aper-
tura de los estudios ‘Ciudad de la Luz’ proporciona a España instalaciones para competir con las
mayores de Europa”. A continuación detallaba el paquete de ofertas que se ofrecían a los productores
internacionales de películas.

(33) Según el artículo, para competir con los “bien establecidos superestudios” Babelsberg de Alemania,
Pinewood/Shepperton del Reino Unido y Cinecittà de Italia, la Comunidad Valenciana ha ideado un
sistema provisional de ayudas financieras para propulsar el inicio de la producción en las instalacio-
nes (12).

(34) Según el denunciante A, el único requisito significativo para aspirar al incentivo es que el productor/
coproductor esté inscrito en el Registro de Empresas Audiovisuales de Valencia. El Denunciante A
aducía además que los dos únicos criterios principales para beneficiarse de las subvenciones eran:

— cuanto más tiempo se utilicen las instalaciones de “Ciudad de la Luz”, mayor es la posibilidad de
obtener subvenciones (por ejemplo: cada semana de utilización de las instalaciones se contabili-
zará en favor del solicitante), y
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(10) “Valencia (España) ofrece a los productores subvenciones de hasta 5,4 millones de EUR (3,7 millones de GBP) por película.
Para optar a ellas, los proyectos deben rodarse tres semanas en Valencia —dos en los nuevos estudios ‘Ciudad de la Luz’ de
Alicante—, pasando allí entre el 30 y el 50 % del tiempo total de rodaje. A cambio, los productores pueden reclamar una
ayuda de hasta 18 % del gasto local, un 90 % de la cual se abonará durante la filmación.” — “Screen Finance”, 21 de febrero
de 2007.

(11) 19 millones de EUR según el informe 2006 del Sindicatura de Cuentas:
http://www.sindicom.gva.es/web/informes.nsf/0/DDED7B9A9251B641C12573B10045371E/$file/06CVIII.pdf

(12) “Para tener acceso a estos fondos, un productor necesita asociarse con un coproductor de Valencia. Los fondos se con-
ceden según un sistema de puntos, que contabilizan desde el número de semanas de rodaje en estudio al número de
coproductores extranjeros o a la repercusión mediática calculada para la película y sus participantes. Las producciones
de presupuesto inferior a 4,8 millones de USD (4 millones de EUR) pueden obtener hasta el 10 % de su presupuesto
total; las que cuesten entre 4,8 y 48 millones de USD (de 4 a 40 millones de EUR) podrán recuperar hasta un 7,5 %;
y las producciones con un presupuesto superior a 48 millones de USD (40 millones de EUR), hasta el 5 % de su pre-
supuesto. Se espera que los productores gasten el doble de los fondos recibidos en la Comunidad Valenciana y tam-
bién que reembolsen un porcentaje de la financiación a partir de los beneficios.”.



— cuanto mayor sea el prepresunto de la producción, mayor posibilidad hay de obtener la subven-
ción (por ejemplo: las producciones con presupuestos inferiores a 4 millones de EUR obtendrán
10 puntos, mientras que las producciones con presupuestos superiores a 40 millones de EUR
obtendrán 40 puntos).

(35) La Comisión señala que el informe de la Sindicatura de 2005 critica a “Ciudad de la Luz SAU” por no
haber adjudicado sus cinco primeros acuerdos de patrocinio con arreglo a los principios de publici-
dad, libre concurrencia y objetividad que regulan la concesión de subvenciones y la adjudicacion de
contratos públicos.

(36) Por las razones expuestas, la Comisión no tiene seguridad de estar plenamente al corriente de todos
los incentivos que puede obtener el rodaje de una producción en “Ciudad de la Luz”, sean del
Gobierno autonómico de Valencia sean de “Ciudad de la Luz SAU” u otro organismo valenciano. La
Comisión tampoco ha recibido de las autoridades españolas información sobre el cálculo de las can-
tidades concedidas a las películas ni sobre las condiciones que implicaban los incentivos.

2.3.3. Otros incentivos para el rodaje en “Ciudad de la Luz”

(37) La Comisión observa también que las producciones cinematográficas a las que “Ciudad de la Luz SA”
adjudicó acuerdos de patrocinio han podido haberse beneficiado asimismo de otros incentivos que la
Comisión evalúa por separado.

(38) Por ejemplo, en julio de 2007, el Gobierno autonómico de Valencia notificó un plan de ayuda para
primar a las películas que tuvieran éxito comercial en las salas valencianas. La Comisión cree que las
grandes producciones cinematográficas que pudieran rodarse en “Ciudad de la Luz” se las ingeniarían
probablemente para cumplir los criterios del plan.

(39) Paralelamente, tales películas pueden también beneficiarse de los planes españoles de apoyo al cine.

3. COMENTARIOS DE LAS PARTES IMPLICADAS

3.1. Alegaciones de los denunciantes

3.1.1. Diversas formas de apoyo público

(40) Ambos denunciantes alegan que diversas formas de apoyo proporcionadas por el Gobierno regional
de Valencia para facilitar la construcción y explotación de “Ciudad de la Luz” podrían distorsionar sig-
nificativamente la competencia en el mercado europeo de superproducciones. Las formas del presunto
apoyo reseñadas por los denunciantes son:

— aportaciones de capital por un valor de al menos 104 millones de EUR (13),

— uso libre de coste de terrenos de propiedad pública valorados en 9 millones de EUR (14), y

— subvenciones de producción que permiten utilizar las instalaciones de “Ciudad de la Luz” a precios
inferiores a los practicados en el mercado.

(41) El denunciante A observa que los grandes estudios cinematográficos compiten a escala internacional y
que hay una ardua pugna entre ellos para atraer y retener grandes producciones. A la vez que reco-
noce las ventajas de la competencia, el denunciante A se muestra preocupado de que la competencia
ceda terreno en favor de “Ciudad de la Luz” a consecuencia no de una real disputa de méritos sino de
los beneficios que reportan a “Ciudad de la Luz” ayudas de Estado presuntamente ilegales.

(42) El denunciante B alega que el Gobierno autonómico de Valencia ha contribuido muy sustancialmente
a la financiación del proyecto mediante esas tres formas de apoyo. Hace notar también, citando un
artículo de “El País” de 21 de mayo de 2006, que el presupuesto inicial del proyecto, 100 millones
de EUR, alcanzaba ya los 340 millones.
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(13) Como se observó en el punto 21, esta cifra corresponde sólo a las ampliaciones de capital de “Ciudad de la Luz SA”.
(14) Como se observó en el punto 21, esta cantidad se trata como parte de las ampliaciones de capital de “Ciudad de la Luz SA”

y debe, pues, incluirse en la cifra antes citada de 104 millones de EUR.



3.1.2. Presunto falseamiento del mercado

(43) Según el denunciante A, la mayoría de los actuales proveedores de instalaciones de estudio son
empresas del sector privado y la gran mayoría funciona sin el nivel de apoyo de estado que presunta-
mente recibe “Ciudad de la Luz”. Alega también que montar un nuevo complejo de estudios cinema-
tográficos como “Ciudad de la Luz” es una empresa de alto riesgo teniendo en cuenta el contexto de
ardua competencia del mercado. En opinión del denunciante A, los riesgos eran más elevados en
Valencia, que no disponía de un plantel de personas y empresas con suficiente capacidad para impul-
sar la realización de grandes producciones.

(44) Consiguientemente, el denunciante A considera que es muy poco probable que un inversor privado
apoyara un proyecto como “Ciudad de la Luz”, y mucho menos en las condiciones que parece ofrecer
el Gobierno autonómico de Valencia.

(45) El denunciante A apunta también que el rendimiento normal del capital en una inversión cinemato-
gráfica es del 15 %. En su opinión, el rendimiento que un inversor privado esperaría de un nuevo
estudio cinematográfico sería más elevado, vistos los escollos adicionales y la incertidumbre de lograr
capital riesgo.

(46) El denunciante A concluye que la existencia misma del complejo “Ciudad de la Luz” distorsiona la
competencia en el mercado de instalaciones cinematográficas, especialmente de los estudios más gran-
des. Además, el denunciante A considera que la presunta ayuda de Estado permite realmente a “Ciu-
dad de la Luz” batir los precios de competidores eficaces del sector privado.

(47) Teniendo en cuenta esto, el denunciante A considera que, sobre todo a largo plazo, la presunta ayuda
de Estado puede llegar a socavar tanto la propia viabilidad comercial del proyecto como la de otros
proveedores.

(48) A corto plazo, según el denunciante A, la pérdida, por exigua que fuera, de un pequeño número de
grandes producciones en beneficio de “Ciudad de la Luz” podría tener una incidencia signicativa en
sus competidores, entre los que se incluye el denunciante A. El denunciante A sugiere además que la
presunta ayuda de Estado podría contribuir a expulsar directamente del mercado a algunos operadores
del sector privado.

(49) En apoyo de su afirmación, el denunciante A ha aportado ejemplos de estudios europeos que se
han visto forzados a cerrar estos últimos años o que han renunciado a planes de construcción o
renovación.

(50) La argumentación del denunciante B, que ha estado considerando la eventualidad de introducirse en
el mercado de estudios cinematográficos, refleja la misma visión. Alude a la altísima competencia del
medio y subraya que la construcción y el lanzamiento de un estudio es una empresa arriesgada. En su
opinión, la posibilidad de que un un inversor privado se embarcara en un proyecto similar, sobre todo
en proporciones similares a las del Gobierno autonómico de Valencia, es extremadamente baja, por
no decir nula.

(51) Para confirmarlo, el denunciante B cita la negativa del inversor privado minoritario inicial a participar
en la ampliación de capital de 2003. Esto redujo su participación en el proyecto a menos del 1 %. El
denunciante B cita asimismo varios artículos de “El País” entre mayo de 2003 y diciembre de 2006
que reiteradamente cuestionaban la viabilidad y rentabilidad del proyecto.

(52) El denunciante B alega además que la ayuda de Estado de la que se ha beneficiado “Ciudad de la Luz”,
y de la que continúa beneficiándose, permite al complejo mantenerse al margen de la competencia del
mercado, ofreciendo, en particular, tarifas un 25 % inferiores aproximadamente a las de sus competi-
dores, que no se benefician de dicha ayuda de Estado. Como ilustración de ello, el denunciante B cita
una intrevista realizada al productor de “Astérix y Obélix en los Juegos Olímpicos”, una producción
de 78 millones de EUR, la más cara del cine europeo hasta la fecha. Presuntamente dicha producción
recibió 4 millones de EUR en contribución de “Ciudad de la Luz”. En declaraciones del productor, eli-
gieron rodar en “Ciudad de la Luz” en vez de en estudios del norte de África porque la ayuda de la
región de Valencia abarataba el precio hasta el nivel del precio de Marruecos (15).

(53) Por último, el denunciante B considera que sus propios planes para lanzar un complejo de estudios
cinematográficos se ven afectados directamente por la presunta distorsión de la competencia que crea
la presunta ayuda de Estado a “Ciudad de la Luz”. Por ello cree que las condiciones en las que se ha
desarrollado el complejo “Ciudad de la Luz” deben examinarse atentamente, pues parecen sugerir que
la presunta ayuda de Estado concedida a “Ciudad de la Luz” (pero no notificada a la Comisión)
pudiera distorsionar la competencia y debería ser considerada una infracción del artículo 87 del Tra-
tado CE.
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(15) “La ayuda de la región de Valencia ha puesto el precio español al nivel del precio de Marruecos” — Jérôme Seydoux, “La Tri-
bune”, 21 de mayo de 2007.



3.2. Posición de las autoridades españolas en cuanto a la existencia de la ayuda de Estado

3.2.1. Aplicación del principio de inversor en una economía de mercado

(54) Las autoridades españolas argumentan que, considerando la estrategia subyacente y las proyecciones,
las expectativas de rentabilidad de SPTCV eran comparables a las de un inversor privado en el
momento de llevar a cabo el proyecto de “Ciudad de la Luz”. En su opinión, la intervención de SPTCV
estuvo dirigida por criterios económicos encaminados a obtener los beneficios que arrojaría un rendi-
miento del capital invertido a medio plazo. Esta afirmación se apoya previsiblemente en el cálculo de
un valor actual neto positivo de la tesorería de […] millones de EUR y una tasa interna de rendi-
miento (TIR) de […] % entre 2002 y 2014, que superaba el […] %, supuesto coste del capital.

(55) Las autoridades españolas subrayan que, aunque las proyeccciones pueden mostrar un período de
reembolso muy largo, la cuantía de la inversión no supone que la duración sea excesiva. La razón
aducida es que, según la jurisprudencia, el comportamiento que debe guiar la aplicación del inversor
en una economía de mercado es la de un consorcio o un grupo de empresas privadas que persiguen
una política estructural, global o sectorial, y se guía por perspectivas de lucro a más largo plazo (16).
Amén de ello, las autoridades españolas argumentan que, antes de octubre de 2007, las proyecciones
iniciales quedaron superadas por beneficios mayores de los previstos inicialmente, lo que exigía redu-
cir el período de reembolso calculado al principio.

3.2.2. Proyecto general de infraestructura

(56) Las autoridades españolas alegan también que el complejo de estudios de “Ciudad de la Luz” es una
infraestructura pública de interés general. Pues los estudios están abiertos a todas las empresas audio-
visuales o de producción cinematográfica en condiciones de mercado no discriminatorias indepen-
dientemente de la nacionalidad de las mismas. En su escrito, esta opinión se apoya en la calificación
de infraestructura pública incluida en el plan regulador urbano aplicable al centro, que está ratificada
en diversas sentencias del Tribunal Superior de Justicia de la Comunidad Valenciana. Las autoridades
españolas afirman que ni la empresa a la que se confiaron la construcción y la explotación del com-
plejo, Aguamarga Producciones, ni las empresas que produjeron material audiovisual o películas en
“Ciudad de la Luz” recibieron trato de favor.

3.3. Posición de las autoridades españolas en cuanto a la compatibilidad de la ayuda de Estado

(57) Las autoridades españolas alegan, como argumento subsidiario en caso de que la Comisión conside-
rase que las medidas en cuestión constituyen una ayuda de Estado, que dichas medidas serían compa-
tibles con el artículo 87, apartado 3, del Tratado, en cuanto ayudas regionales y en cuanto ayudas
encaminadas a promover la cultura.

3.3.1. Ayudas regionales

(58) Las autoridades españolas alegan que al menos el 40 % de los fondos públicos inyectados por el
SPTCV en “Ciudad de la Luz” serían compatibles con las disposiciones del Tratado en aplicación de las
Directrices sobre las ayudas de Estado de finalidad regional aplicables entre 2000 y 2006, en el
momento en que se constituyó e inició sus actividades “Ciudad de la Luz” (17). En aquel momento, la
provincia de Alicante era una región que se podía acoger al artículo 87, apartado 3, letra a). Las auto-
ridades españolas alegan que, en términos de desarrollo y cohesión regionales, la contribución a la
renta y al empleo de la provincia eran considerables y estaban documentados por una evaluación de
impacto económico.

3.3.2. Ayuda al fomento de la cultura

(59) Las autoridades españolas consideran que un análisis de la compatibilidad de las medidas que se inves-
tigan debe incluir la aplicación de la excepción cultural establecida en el artículo 87, apartado 3,
letra d). El apoyo a la producción audiovisual en general y a la industria del cine en particular que
implicaban las medidas que se investigan, justifican, en su opinión, la consideración de que las medi-
das satisfacen las condiciones de dicha excepción.
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(16) Sentencia del Tribunal de Justicia de 21 de marzo de 1991, asunto C-305/89, Italia/Comisión (Alfa Romeo),
Rec. 1603, 20.

(17) DO C 74 de 10.3.1998, p. 9.



(60) Más concretamente, las autoridades españolas subrayan que la excepción cultural prevista en el Tra-
tado no distingue entre medidas de estado de apoyo a la producción cultural y medidas de estado de
apoyo a la infraestructura cultural. En el caso presente, hay medidas que afectan tanto a la producción
de películas como a la infraestructura audiovisual. Se argumenta que los incentivos al cine en “Ciudad
de la Luz” satisfacen todos los criterios de compatibilidad establecidos en la Comunicación sobre el
Cine de la Comisión, pese a que las autoridades españolas no los notificaran a la Comisión. No obs-
tante, en opinión de las autoridades españolas, el hecho de que los criterios de compatibilidad estable-
cidos en la Comunicación sobre el Cine de la Comisión se circunscribieran al apoyo a la producción
audiovisual no excluye que la excepción invocada se aplique también a la inversión en infraestructura
cultural.

4. Evaluación de la medida

(61) El artículo 87, apartado 1, del Tratado CE establece:

“Salvo que en el Tratado presente se disponga otra cosa, serán incompatibles con el mercado común, en la medida
en que afecten a los intercambios comerciales entre Estados miembros, las ayudas otorgadas por los Estados o
mediante fondos estatales, bajo cualquier forma, que falseen o amenacen falsear la competencia, favoreciendo a
determinadas empresas o producciones.”.

(62) Para la aplicabilidad del artículo 87, apartado 1, se necesita: i) una medida de ayuda atribuible al
Estado, que ii) se conceda con cargo a los fondos públicos, iii) afecte al comercio entre Estados
miembros, iv) falsee o amenace falsear la competencia en el mercado común, y v) otorgue una ventaja
selectiva a alguna empresa.

4.1. Existencia de ayuda

(63) Los recursos detallados en la descripción de la medida, a saber, la inversión de capital, el préstamo y
los incentivos al cine aportados por el Gobierno autonómico de Valencia a través de SPTCV a “Ciudad
de la Luz”, son recursos públicos.

(64) No obstante, en el caso presente es necesario confirmar si dichos recursos públicos se han aportado
en condiciones que hubieran sido aceptables para un inversor en una economía de mercado. A este
respecto, las cifras de previsiones de beneficios y pérdidas y la contabilidad de tesorería presentada
por las autoridades españolas pueden considerarse representativas de las proyecciones realizadas en el
momento en que se tomó la decisión más significativa de inversión en la construcción del complejo
“Ciudad de la Luz”. Permiten, por consiguiente, evaluar la aplicación del principio de inversor en una
economía del mercado a la inversión de recursos públicos en “Ciudad de la Luz”.

(65) Las ulteriores desviaciones, positivas o negativas, de dichas proyecciones deben sólo tenerse en consi-
deración en la medida en que hubiera un riesgo que pudiera contabilizarse en aquel momento. Como
quiera que las autoridades españolas no alegan haber contabilizado ingresos superiores a los inicial-
mente previstos en el momento de decidir la inversión, la tesis de que beneficios reales superiores a
los previstos en la explotación de “Ciudad de la Luz” antes de octubre de 2007 obliguen a reducir el
período real de reembolso de la inversión no es pertinente a efectos de aplicar el principio del inver-
sor en una economía del mercado. En todo caso, debe tenerse en cuenta que todo beneficio superior
al inicialmente previsto puede depender, al menos parcialmente, de los incentivos financieros, no pre-
vistos en el plan inicial, ofrecidos a los clientes de “Ciudad de la Luz”. Amén de ello, las autoridades
españolas pasan por alto que el período de devolución previsto en 2002 debía ampliarse para incor-
porar las pérdidas, superiores a lo previsto, que soportó “Ciudad de la Luz” en 2006 (véase punto 29).

4.1.1. Principio del inversor en una economía de mercado

(66) Según se detallará a continuación, hay dudas fundadas en cuanto a que las bases del cálculo de la ren-
tabilidad esperado del proyecto fuesen adecuada e independientes del hecho de que los ingresos y cos-
tes de la operación previstos hasta 2014 se consideraran razonables en 2002. Lo que debe evaluarse
es si las bases del cálculo son las que guiarían la implicación de un inversor privado en el proyecto de
“Ciudad de la Luz” y, en caso contrario, basándose en cifras corregidas si fuera necesario, si un inver-
sor privado hubiera invertido casi 200 millones de EUR en el proyecto entre 2002 y 2007 como hizo
SPTCV.
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Rentab i l idad de l proyec to

(67) Las cifras presentadas por las autoridades españolas señalan que, antes de 2002, la explotación del
proyecto de “Ciudad de la Luz” se preveía deficitaria hasta […] incluido. Hay pocos indicios, o nin-
guno, de que inversores privados acepten a sabiendas inyectar fondos en una empresa durante ocho
años, es decir, hasta 2010 en el caso que nos ocupa. Para el siguiente período de 2010-2014, los indi-
cadores de rentabilidad de la explotación recogidos a continuación muestran igualmente resultados
muy pobres tanto en valores absolutos como en comparación con los registrados por los estudios de
la competencia en un período reciente.

Indicadores de rentabilidad de la explotación de Ciudad de la Luz: 2010-2014 (18)

2010 2011 2012 2013 2014 Período
completo

Rendimiento por ventas (ROS) […] […] […] […] […] […]

Rendimiento del capital (ROCE) […] […] […] […] […] […]

Rendimiento del capital accionarial (%) […] […] […] […] […] […]

Fuente: Presentación de información del 13 de junio y 10 de octubre de 2007, cálculos de la Comisión.

(68) En términos absolutos, la explotación de “Ciudad de la Luz” muestra un bajo rendimiento en las ven-
tas, del 5 %, incluso durante el período 2010-2014, cuando se esperaban los primeros beneficios con-
tables de la operación tras una fase inusualmente larga de implantación de ocho años, fase durante la
que el rendimiento en las ventas es negativo.

(69) En la medida en que la rentabilidad de la explotación de los estudios de la competencia pueda servir
de referencia adecuada para evaluar las previsiones de explotación del proyecto de “Ciudad de la Luz”,
los datos disponibles indican que, ni siquiera a largo plazo, se esperaba que el complejo aventajara a
sus competidores. En prácticamente todos los indicadores, las proyecciones de “Ciudad de la Luz” son
sensiblemente inferiores a las de los demás estudios de la competencia.

Indicadores de rentabilidad de la explotación de estudios de la competencia

2006 2005 2004 2003 Período
completo

Pinewood Shepperton plc

ROS 15,0 % 1,2 % 11,8 % 4,9 % 8,6 %

ROCE 6,2 % 0,3 % 4,6 % 1,9 % 3,2 %

ROES 10,5 % 0,8 % 8,8 % 68,6 % 7,8 %

Studio Babelsberg AG

ROS 21,7 % 27,8 % – 21,0 % No dispo-
nible

16,4 %

ROCE 6,7 % 10,0 % – 3,9 % No dispo-
nible

4,8 %

ROES 4,3 % 6,5 % – 2,5 % No dispo-
nible

3,1 %

Fuente: Informes anuales de empresa, cálculos de la Comisión.
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(18) Los indicadores se definen del siguiente modo:
Rendimiento por ventas = ingresos netos/ingresos directos e indirectos
Rendimiento por capital = ingresos netos/valor contable neto de los activos
Rendimiento por capital accionarial = ingresos netos/capital accionarial (aportación de capital 2002-2007).



(70) En particular, en lo referente al indicador en que haría más hincapié un hipotético inversor privado,
las proyecciones de 10 % de rentabilidad sobre el capital accionarial en “Ciudad de la Luz” para el
período de explotación comercial plena de 2010-2014 son, respectivamente, tres veces y casi ocho
veces más bajas que las ofrecidas por los estudios de la competencia, a saber, Studio Babelsberg AG
(3,1 %) y Pinewood Shepperton plc (7,8 %). Por consiguiente, podría parecer dudoso que un inversor
privado hubiera deseado entrar o ampliar su actividad en el negocio de estudios cinematográficos,
hubiera apoyado la explotación del proyecto ni siquiera para 2010, cuando estaba previsto que se
generaran los primeros ingresos netos.

(71) Se podría, no obstante, alegar, que, incluso con una rentabilidad inferior a la de la competencia, un
inversor privado hubiera apoyado “Ciudad de la Luz” de contar con perspectivas suficientes de renta-
bilidad de su inversión. A este respecto, las cifras presentadas por las autoridades españolas indican
que las expectativas eran que el proyecto fuera rentable en su conjunto. La TIR de […] % hasta 2014
supera el […] % del WACC en […] %. Esto supone que un inversor cuyo coste de financiación fuera
igual a un […] % de WACC habría logrado una rentabilidad de […] % para los fondos invertidos.

(72) Además, los descuentos ofrecidos por “Ciudad de la Luz SAU” no estaban previstos en dichas cifras,
según las autoridades españolas. En esta fase, la Comisión no está en condiciones de asegurar si a
SPTCV se le concedieron otros recursos aparte de los comprometidos en base a las previsiones de
2002. Si tal fuera el caso, la Comisión pediría a las autoridades españolas que proporcionaran toda la
información necesaria, incluido el plan de negocios correspondiente, para que la Comisión pudiera
evaluar los recursos adicionales, por ejemplo los recursos necesarios para financiar los descuentos no
previstos.

(73) Sin embargo, la Comisión tiene serias dudas sobre si dichas cifras son realistas. En particular, la Comi-
sión duda de que el WACC y el valor terminal del proyecto se hayan calculado correctamente.

Cos te de f inanc i ac ión de l proyec to (WACC)

(74) En el cálculo que realizan, las autoridades españolas presumen que el WACC lo determina únicamente
el coste de capital, fijado al […] %. Pero no justifican este valor.

(75) En primer lugar, atendiendo exclusivamente al coste del capital, la Comisión considera que el WACC
de […] % utilizado en la previsión financiera de “Ciudad de la Luz” es extremadamente bajo y muy
inferior a los costes de financiación, no sólo de un inversor privado sino también de un inversor púb-
lico y, con toda probabilidad, de la misma SPTCV.

(76) La Comisión considera que el coste de capital debe equivaler a la suma de la tasa libre de riesgo (es
decir, la de bonos de Estado a 10 años) más una prima de riesgo que depende de la situación del mer-
cado, de factores sectoriales y de factores específicos de la empresa.

(77) El coste de capital social presentado por las autoridades españoles es incluso inferior a la tasa libre de
riesgo. Por ejemplo, para 2002, la rentabilidad media de los bonos españoles a 10 años era del
4,96 %. Esto supone que, si la SPTCV hubiera tenido la misma certificación crediticia que el Reino de
España y hubiera financiado con emisiones de bonos su inversión en “Ciudad de la Luz”, sus costes de
financiación hubieran sido un […] % superiores al WACC empleado en el plan de negocios. En otras
palabras, el menor WACC aceptado por la SPTCV supone que la inversión en “Ciudad de la Luz” se
consideraba más segura que la inversión en bonos de Estado españoles. Sin embargo, la referencia de
un bono público a 10 años se considera una inversión prácticamente sin riesgo, a diferencia de la
inversión en la construcción y explotación de un estudio cinematográfico.

(78) El coste de financiación sería perceptiblemente superior al 4,96 % para cualquier inversor en una eco-
nomía de mercado, y, por ello, los costes de financiación serían muy superiores a los del WACC adu-
cido.

(79) Además, de los datos presentados se deduce que las autoridades españolas no han exigido ninguna
prima de riesgo, liquidez y volatilidad sobre la inversión libre de riesgo de referencia para su inversión
de capital, como hubiera hecho cualquier inversor sensato en una economía de mercado. Las autorid-
ades españolas no han aportado ningún elemento que apoye esta opción. Amén de ello, las autorid-
ades españolas no aportaron ningún elemento que permitiera a la Comisión determinar en qué
medida los factores específicos del sector (por ejemplo, la evolución del negocio de estudios cinemato-
gráficos) y los factores específicos de la empresa (por ejemplo, el hecho de que “Ciudad de la Luz”
fuese una empresa en período de lanzamiento) influirían en la prima de riego y consiguientemente en
el coste de capital del proyecto.
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(80) Como conclusión preliminar, la Comisión tiene dudas sobre si un WACC de […] % refleja adecuada-
mente el coste de capital del proyecto. En consecuencia, el cálculo basado en este valor de WACC
puede no haber reflejado de una forma realista las perspectivas de rentabilidad ofrecidas por “Ciudad
de la Luz”.

(81) En segundo lugar, la Comisión no entiende que el WACC se base exclusivamente en el coste de capital
sin tener en cuenta el coste de la deuda. A este respecto, la Comisión hace observar que “Ciudad de la
Luz” tiene que devolver intereses por el crédito de 95 millones de EUR obtenido de SPTCV (19).

Cond ic iones de reembol so de l c réd i to

(82) Además de ello, las condiciones aplicadas a este crédito plantean interrogantes. El interés sobre el cré-
dito se calcula en una parte fija y una parte variable. La parte fija se calcula a un tipo de interés fijo
EURIBOR a un año más un punto porcentual, lo que parece un diferencial muy bajo para un crédito
a 10 años no garantizado (20).

(83) La parte fija, inusualmente baja, del crédito podría, en teoría, compensarse con la perspectiva de una
rentabilidad adecuada del crédito participativo gracias a la parte variable ligada a la rentabilidad del
proyecto. Sin embargo, éste no es el caso del proyecto que examinamos, ya que es poco probable que
el proyecto arroje beneficios significativos durante la duración del crédito. En realidad, la parte
variable se fija al […] % de los beneficios antes de impuestos, lo que, según las cifras del plan de
explotación, equivaldría a menos de […] EUR para todo el período 2005-2014.

(84) Por último, la Comisión considera inusitado que se previera una devolución del crédito antes de abril
de 2015, es decir, después de la fecha de finalización del proyecto (y posiblemente de la cesión del
mismo), estimada para 2014.

(85) Basándose en estos elementos, la Comisión duda de que las condiciones aplicadas al crédito de 95
millones concedido por SPTCV fueran las que hubiera reclamado un inversor privado.

Va lor de ces ión f ina l en 2014

(86) Según se comentó en el punto 14, la previsión de tesorería muestra entradas netas de […] millones
de EUR en 2014, de los que […] millones provienen de la explotación del complejo. Las autoridades
españolas no han explicqado claramente la base de la entrada de tesorería de los restantes […] millo-
nes en 2014. Como las autoridades españolas han declarado su objetivo de ceder la gestión del com-
plejo “Ciudad de la Luz” en 2014, la Comisión sólo puede deducir que la cifra de […] millones repre-
senta el valor de cesión del negocio previsto en 2014 (a precios de 2002) o el precio que se prevea
vaya a pagar el beneficiario de la adjudicación por la gestión de “Ciudad de la Luz”.

(87) En términos financieros, dicha distinción no altera la estimación de la posible rentabilidad. Sin
embargo, la Comisión hace notar que, en 2002, las autoridades españolas estimaron las previsiones
del valor del activo para 2014 en […] millones de EUR. Por consiguiente, una entrada de tesorería
casi el doble de esta cuantía previsto para 2014 hace suponer a la Comisión que el futuro explotador
de “Ciudad de la Luz” será también su propietario.

(88) En otras palabras, la TIR de […] % que apoya la afirmación de que SPTCV actuó con arreglo al princi-
pio del inversor privado en una economía del mercado, se basa en el supuesto de que el negocio de
“Ciudad de la Luz” tendría un valor de […] millones de EUR en 2014. La Comisión entiende que las
autoridades españolas consideran que serían capaces de vender el negocio en una licitación pública
antes de 2014 a un comprador que ofreciera dicha cantidad.
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(19) Por la misma razón, la Comisión no comprende que no se incluyera ningún coste financiero en la previsión de pérdidas y
beneficios del período 2002-2014.

(20) En lo que respecta a la parte fija, la Comisión no ha podido comprender, de la información proporcionada por las autorid-
ades españolas, qué tipo de interés se utilizará. Efectivamente, las autoridades españolas mencionan “un tipo de interés un
punto diferencial de interés fijo por EURIBOR a un año más un diferencial de un punto porcentual”, sin especificar si el
índice anual EURIBOR se actualiza anualmente o simplemente se mantiene al nivel de de abril de 2005. En el último caso,
el índice pertinente sería el 3,3 %. Si dicho índice se tuviera que fijar para 10 años, además de presentar un diferencial muy
reducido, beneficiaría al prestatario a expensas del prestamista, porque los vencimientos a largo plazo (y el riesgo para el
prestamista) se remuneran normalmente con un tipo de interés más alto que los vencimientos a corto plazo. Efectiva-
mente, cualquier prestamista que hubiera aceptado un tipo de interés fijo basado en el EURIBOR anual de abril de 2005
(un momento de tipos de interés históricamente bajos) hubiera renunciado a los ingresos procedentes de los aumentos
posteriores del EURIBOR de referencia.



(89) La Comisión cree que esta pretensión es discutible. Las autoridades españolas no han aportado infor-
mación sobre la metodología ni sobre las premisas específicas que han utilizado para calcular el valor
de cesión final del proyecto. Resulta, pues, imposible a la Comisión evaluar los elementos específicos
que han contribuido a fijar dicho valor. Ello no obstante, la Comisión considera que la cifra de
[…] millones de EUR está probablemente sobreevaluada si se atiende a las perspectivas financieras del
proyecto incluidas en las previsiones de 2002 y comunicadas a la Comisión.

(90) Ciertamente, contemplando las previsiones de rentabilidad, el valor de cesión de […] millones de EUR
supone una proporción precio/beneficios (o período de reembolso) desusadamente alta de 117 años y
representa casi el doble del valor contable de los activos de “Ciudad de la Luz” para 2014, según los
cálculos de las autoridades españolas ([…] millones de EUR). Aunque las proyecciones del valor futuro
de un negocio que se piensa vender doce años después estén cargadas de incertidumbres, las autorid-
ades españolas no han aportado ningún elemento que justifique dichas cifras. En realidad, tampoco
han presentado razones plausibles que expliquen por qué un eventual comprador pudiera ofrecer en
2014 una cantidad 117 veces superior a la de los ingresos anuales netos generados por “Ciudad de la
Luz” ese mismo año (el mejor año en términos de rentabilidad), ni explicación alguna de la enorme
diferencia existente entre el valor contable de los activos y la entrada de tesorería prevista en
2014 (21).

(91) En apoyo de estas reservas, la Comisión hace notar que, de acuerdo con informes de prensa, en julio
de 2004, la venta por Vivendi Universal Group de los estudios Babelsberg GmbH, un negocio compa-
rable en muchos aspectos a “Ciudad de la Luz” y en competencia con ésta, se realizó por el precio
simbólico de un euro. Así pues, no está claro en qué se basaban las autoridades españolas para, dos
años antes, en 2002, prever un valor de cesión de […] millones de EUR en 2014 para “Ciudad de la
Luz”. En la industria, era bien sabido que los estudios Babelberg habían resultado deficitarios al grupo
Vivendi Universal desde su adquisición en 1992.

(92) En conclusión, la Comisión duda de que un inversor privado en una economía de mercado que
hubiese operado en el lugar de SPTCV en 2002 y con posterioridad, hubiera aceptado el valor de
cesión final del proyecto en el plan de negocios y aportado el capital necesario para explotar el nego-
cio hasta 2014.

Conc lus ión sobre e l pr inc ip io de l inver sor pr ivado en una economía de mercado

(93) Basándose en los elementos expuestos en esta sección, la Comisión tiene serias dudas de que la inter-
vención pública en el proyecto sea conforme con el principio de inversor privado en una economía
del mercado y no aporte a “Ciudad de la Luz” una ventaja a tenor del artículo 87, apartado 1.

Otros incent ivos a l a producc ión de pe l í cu la s

(94) Como se observó en la sección 2.3.3, es posible que se hayan ofrecido otros incentivos a la produc-
ción de películas. Si tal fuera el caso, además de las consideraciones anteriores sobre la financiación
de “Ciudad de la Luz SAU”, la Comisión precisaría considerar si dichos incentivos procedían o no de
recursos públicos.

4.1.2. Ventaja económica para las empresas y selectividad de la medida

(95) “Ciudad de la Luz SAU” es el único beneficiario de los fondos públicos concedidos para la construc-
ción y explotación del complejo de estudios “Ciudad de la Luz”.

(96) La cuestión central es determinar si el complejo de estudios desarrolla una actividad económica. Al
haber varios estudios cinematográficos comerciales de propiedad privada en Europa, el complejo “Ciu-
dad de la Luz” se une a un mercado existente en que ya compiten otros. Además, según las autorid-
ades españolas, “Ciudad de la Luz” no ofrece sus servicios a título gratuito. Por consiguiente, la Comi-
sión considera que “Ciudad de la Luz” desarrolla una actividad económica.
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(21) Si, en una primera aproximación, el valor contable de los activos se adoptara como el precio de venta prospectivo en
2014, las previsiones del total de la explotación de “Ciudad de la Luz” entre 2002 y 2014 hubieran sido deficitarias para
un inversor, con una TIR negativa de […] %.



(97) Como ya se ha señalado, las autoridades españolas argumentan que un inversor en una economía de
mercado hubiera apoyado el proyecto basándose en sus perspectivas de rentabilidad y, a la vez, que el
proyecto corresponde a una infraestructura general. Ello plantea la cuestión de saber si el apoyo púb-
lico de un complejo de estudios no es selectivo sino que beneficia a la sociedad en general. La finan-
ciación, construcción y explotación de un complejo de estudios cinematográficos va en beneficio exc-
lusivo de las empresas activas en el sector audiovisual. Por consiguiente, dicho apoyo público favorece
selectivamente a una categoría muy específica e identificable de empresas.

(98) En el caso de los incentivos a la producción de películas con recursos públicos, la Comisión tiende a
considerar que son de índole selectivo pues los únicos beneficiarios probables son las empresas pro-
ductoras de películas. Ello supondría que el Estado estaría favoreciendo a ciertas empresas y la produc-
ción de determinados productos, por lo que la Comisión consideraría que dichos incentivos amenazan
falsear la competencia en la UE. La Comisión hace notar que los productores de películas pueden
haber combinado dichos incentivos con ayudas a la producción tales como las del régimen español
de apoyo a las películas nacionales y el plan de primas a la exhibición rentable de películas en salas
valencianas, que las autoridades españolas han notificado recientemente a la Comisión.

4.1.3. Falseamiento de la competencia y efectos en el comercio entre Estados miembros

(99) De la magnitud del complejo “Ciudad de la Luz” parece deducirse que se ideó pensando en superpro-
ducciones. Su conceptor Gary Bastien, residente en California, es un conocido arquitecto de estudios
de Hollywood. Cada uno de los cuatro estudios de sonido más pequeños es de 1 620 m2, con una
altura libre de 12,5 m y puertas descomunales de 10 m de ancho y 8 m de alto. Los estudios de
sonido más grandes tienen cada uno 2 340 m2, una altura libre de 15 m y puertas de 24 m de ancho
por 8 m de alto. Parece que, en la última fase del complejo, está construyéndose un super estudio de
5 000 m2. Según la prensa especializada, las medidas lo convertirían en el estudio de sonido mayor
del mundo.

(100) Las instalaciones de “Ciudad de la Luz” parecen, pues, primar la capacidad del lugar para atraer a gran-
des producciones cinematográficas de Europa. Los principales clientes de grandes estudios cinemato-
gráficos son grandes productoras internacionales, basadas principalmente en Estados Unidos (por
ejemplo, Fox, Universal, Time Warner, Columbia, Paramount & Disney). Los presupuestos de produc-
ción de sus películas oscilan con frecuencia en torno a los 100 millones de USD. Dado que estas
empresas tienen una actividad global, pueden elegir entre los grandes estudios cinematográficos de
todo el mundo.

(101) Los grandes estudios cinematográficos europeos que competirían con “Ciudad de la Luz” incluyen
probablemente los Estudios Korda de Hungría, construidos recientemente, Babelsberg en Alemania,
Barrandov en República Checa, Cinecittà en Italia y Pinewood en el Reino Unido.

(102) En este contexto competitivo, la presunta ayuda de Estado a favor de “Ciudad de la Luz SAU” ha per-
mitido ofrecer tarifas bajas e incentivos considerables. Como se ha reseñado, la Comisión duda de
que “Ciudad de la Luz” hubiera podido competir en este mercado sin una financiación continua provi-
niente de fondos públicos. Por consiguiente, “Ciudad de la Luz” parece falsear la competencia de pre-
cios de mercado en la prestación de servicios de estudios cinematográficos en la UE.

(103) Además, dado que las grandes producciones cinematográficas pueden trasladarse fácilmente y que hay
otros grandes estudios competidores en otros Estados miembros, la ayuda a “Ciudad de la Luz” podría
falsear la competencia y afectar al comercio entre Estados miembros de la UE.

(104) En caso de cualquier incentivo a la producción con recursos públicos, hay que decir que, dado que las
películas se comercializan internacionalmente, las ventajas financieras concedidas a los beneficiarios
afectan al comercio entre Estados miembros.

4.1.4. Legalidad de la ayuda

(105) Los fondos públicos a favor de “Ciudad de la Luz SAU” pueden constituir ayuda de Estado a tenor del
artículo 87, apartado 1, del Tratado CE. Si se confirma la ayuda de Estado, dicha ayuda, que no ha
sido notificada, sería ilegal.

(106) En caso de cualquier incentivo a la producción con recursos públicos, hay que decir que, muy probab-
lemente, dicho incentivo constituiría ayuda de Estado a tenor del artículo 87, apartado 1, del
Tratado CE. La compatibilidad de la ayuda debería, pues, examinarse. Además, dado que la ayuda no
se ha notificado, sería ilegal.
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4.2. Compatibilidad de la ayuda

4.2.1. Ayuda regional

(107) “Ciudad de la Luz” se ha construido en la zona asistida de Alicante con la máxima intensidad de
ayuda posible del 40 % para inversiones subvencionables en 2000-2006. En cualquier caso, la ayuda
regional sólo se concedería a inversiones subvencionables si se cumplen las condiciones establecidas
en las Directrices. Según la información disponible, parece que la ayuda entraría dentro del marco
multistorial de 1998, lo que podría tener como efecto una reducción de la intensidad de la ayuda por
debajo del 40 %. Consiguientemente, en el momento actual, y a la espera de la información más
detallada que deben proporcionar las autoridades españolas, no es, por ello, posible afirmar si, y en
qué proporción precisa, parte de la ayuda podría acabar siendo compatible con el espíritu, si no con
la letra, de las normas de ayuda aplicables en el momento en que se adoptó la decisión de inversión.

4.2.2. Ayuda a la promoción de la cultura

(108) La Comisión considera que la excepción cultural prevista en el artículo 87, apartado 3, letra d),
del Tratado CE debe, como toda excepción a las normas generales del Tratado, interpretarse
restrictivamente.

(109) En el caso presente, la Comisión estima que no hay elementos que indiquen que tal excepción pueda
aplicarse a una ayuda de Estado que facilite los costes de construcción y explotación de un nuevo gran
complejo de estudios cinematográficos.

(110) En primer lugar, es evidente que el proyecto se crea de la nada y que no fomenta la conservación del
patrimonio.

(111) En segundo lugar, el complejo “Ciudad de la Luz” es un medio en el que prácticamente puede desar-
rollarse todo tipo de obras audiovisuales, independientemente del contenido de las mismas. En conse-
cuencia, resulta difícil mantener que las películas realizadas en “Ciudad de la Luz” fomenten cualquier
aspecto de la cultura europea. Por tanto, la Comisión considera que sería difícil demostrar que la
construcción y la explotación de “Ciudad de la Luz” con una base comercial —un nuevo complejo
importante de estudios cinematográficos muy alejado de las empresas audiovisuales existentes en
España— eran necesarias para el fomento de la cultura

(112) En tercer lugar, la magnitud del complejo “Ciudad de la Luz” tiene como objetivo las grandes produc-
ciones internacionales. La Comisión hace notar que ya hay en Europa un cierto número de grandes
estudios cinematográficos que compiten entre sí, y otros estudios en España. Las películas españolas
más conocidas, incluyendo “Mar adentro”, ganadora de un Oscar en 2004, han sido todas ellas reali-
zadas en instalaciones más pequeñas. Por consiguiente, la construcción del complejo de “Ciudad de la
Luz” no parece ser proporcionada al objetivo de promover la cultura valenciana, española o incluso
europea.

(113) En cuarto lugar, “Ciudad de la Luz” no limita sus servicios a las producciones cinematográficas: en
efecto, en el complejo se han rodado también espacios publicitarios. Tampoco las autoridades españo-
las argumentan que la selección de películas rodadas en “Ciudad de la Luz” haya estado, o vaya a estar,
basada en criterios culturales verificables previamente establecidos. Además, la información disponible
hasta la fecha no señala que “Ciudad de la Luz” compita por atraer películas basadas en consideracio-
nes culturales sino más bien en criterios estrictamente comerciales.

(114) Por ello, la Comisión considera que la excepción cultural prevista en el artículo 87, apartado 3, letra d)
del Tratado CE sólo podía, en principio, aplicarse a la financiación ofrecida a producciones que se
rodasen en “Ciudad de la Luz” (12 millones de EUR en octubre de 2007, aportados directamente por
“Ciudad de la Luz SAU”, según la información presentada por las autoridades españolas; posiblemente
más, según las publicaciones especializadas disponibles (22).
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(22) Véase “Screen Finance”, 21 de febrero de 2007, y “Variety”, 7 de febrero de 2007. Los artículos reseñan subvenciones
de hasta 5,4 millones de EUR por un rodaje mínimo de tres semanas en Valencia, con dos semanas, al menos, en
“Ciudad de la Luz”. Supuestamente, todas las películas reciben automáticamente 12 % de los gastos que realicen en la
regional y un 6 % adicional, dependiente del “impacto mediático, económico e industrial de la producción”:
http://www.variety.com/article/VR117958591.html?categoryid=19&cs=1



(115) La Comunicación sobre el Cine de 2001 (23) establece la base para que la Comisión aplique la excep-
ción cultural del artículo 87, apartado 3, letra d), a los planes de ayuda a la producción de obras
audiovisuales.

(116) Sin embargo, al no haber aportado las autoridades españolas detalles sobre la cuantía de la financia-
ción ni sobre las condiciones en que se proporcionó la misma, la Comisión carece de elementos para
evaluar su compatibilidad con el Tratado CE. En este estadio, la Comisión se limita a observar que un
plan de apoyo al cine que requiere que las películas, para ser subvencionables, se rueden en un estudio
cinematográfico determinado y durante un período de tiempo determinado, sería considerado ayuda a
una actividad de producción específica y no sería, pues, considerado compatible con arreglo a la
Comunicación sobre el Cine (24).

5. CONCLUSIÓN

(117) Habida cuenta de las consideraciones precedentes y de conformidad con el procedimiento establecido
en artículo 88, apartado 2, del Tratado CE, la Comisión insta al Reino de España a presentar sus
observaciones y a facilitar toda la información que pueda contribuir a evaluar las ayudas. La Comisión
pide también a las autoridades españolas que proporcionen sus datos reales y sus previsiones más
recientes relativos al complejo “Ciudad de la Luz” hasta la finalización de su construcción.

(118) La Comisión insta a sus autoridades a que transmitan inmediatamente una copia de la presente carta
a los beneficiarios potenciales.

(119) La Comisión desea recordar a España el efecto suspensivo del artículo 88, apartado 3, del Tratado CE
y llama su atención sobre el artículo 14 del Reglamento (CE) no 659/1999 del Consejo, que prevé
que toda ayuda concedida ilegalmente podrá recuperarse de su beneficiario.

(120) Por la presente, la Comisión comunica al Reino de España que informará a los interesados mediante
la publicación de la presente carta y de un resumen significativo en el Diario Oficial de la Unión Euro-
pea. Asimismo, informará a los interesados de los Estados miembros de la AELC signatarios del
Acuerdo EEE mediante la publicación de una comunicación en el suplemento EEE del citado Diario
Oficial, y al Órgano de Vigilancia de la AELC mediante copia de la presente. Se invitará a todos los
interesados mencionados a presentar sus observaciones en el plazo de un mes a partir de la fecha de
publicación de la presente.“
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(23) Comunicación de la Comisión al Consejo, al Parlamento Europeo, al Comité Económico y Social y al Comité de las Regio-
nes sobre determinados aspectos jurídicos vinculados a las obras cinematográficas y a otras producciones del sector audio-
visual [COM(2001) 534 final de 26 de septiembre de 2001 (DO C 43 de 16.2.2002, p. 6); prorrogada en 2004 (DO C 123
de 30.4.2004, p. 1) y 2007 (DO C 134 de 16.6.2007, p. 7)].

(24) Véase el cuarto criterio de compatibilidad de la sección 2.3 b)(4) de la Comunicación sobre el Cine.



Vorherige Anmeldung eines Zusammenschlusses

(Sache COMP/M.5062 — Sofinco/Saracen/Forso)

Für das vereinfachte Verfahren in Frage kommender Fall

(Text von Bedeutung für den EWR)

(2008/C 134/11)

1. Am 22. Mai 2008 ist die Anmeldung eines Zusammenschlussvorhabens gemäß Artikel 4 der Verord-
nung (EG) Nr. 139/2004 des Rates (1) bei der Kommission eingegangen. Danach ist Folgendes beabsichtigt:
Das Unternehmen Sofinco SA („Sofinco“, Frankreich), eine hundertprozentige Tochtergesellschaft von Crédit
Agricole SA („CA“, Frankreich), und Saracen HoldCo AB („Saracen“, Schweden), eine hundertprozentige
Tochtergesellschaft von FCE Bank Plc, die von Ford Motor Company kontrolliert wird, erwerben im Sinne
von Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe b der Ratsverordnung die gemeinsame Kontrolle bei dem neu gegründeten
Gemeinschaftsunternehmen Forso Nordic AB („Forso“, Schweden) durch Aktienkauf.

2. Die beteiligten Unternehmen sind in folgenden Geschäftsbereichen tätig:

— Sofinco: Verbraucherfinanzierung,

— CA: Bankgeschäft, Privatbank, Bankdienstleistungen, Lebens- und Nicht-Lebensversicherungen,

— Saracen: Holdinggesellschaft von Ford Motor Company. Ford produziert und vertreibt Kraftfahrzeuge,

— Forso: Finanz- und Verwaltungsdienstleistungen.

3. Die Kommission hat nach vorläufiger Prüfung festgestellt, dass die angemeldete Transaktion unter die
Verordnung (EG) Nr. 139/2004 fallen könnte. Ihre endgültige Entscheidung zu diesem Punkt behält sie sich
allerdings vor. Gemäß der Mitteilung der Kommission über ein vereinfachtes Verfahren zur Behandlung
bestimmter Zusammenschlüsse nach Verordnung (EG) Nr. 139/2004 des Rates (2) ist anzumerken, dass die-
ser Fall für eine Behandlung nach dem Verfahren, das in der Mitteilung dargelegt wird, in Frage kommt.

4. Alle interessierten Unternehmen oder Personen können bei der Kommission zu diesem Vorhaben
Stellung nehmen.

Die Stellungnahmen müssen bei der Kommission spätestens zehn Tage nach dem Datum dieser Veröffentli-
chung eingehen. Sie können der Kommission durch Fax (Fax-Nr. (32-2)296 43 01 oder 296 72 44) oder auf
dem Postweg, unter Angabe des Aktenzeichens COMP/M.5062 — Sofinco/Saracen/Forso, an folgende
Anschrift übermittelt werden:

Europäische Kommission
Generaldirektion Wettbewerb
Kanzlei Fusionskontrolle
J-70
B-1049 Brüssel

31.5.2008C 134/40 Amtsblatt der Europäischen UnionDE

(1) ABl. L 24 vom 29.1.2004, S. 1.
(2) ABl. C 56 vom 5.3.2005, S.32.



Vorherige Anmeldung eines Zusammenschlusses

(Sache COMP/M.5173 — STM/NXP/JV)

(Text von Bedeutung für den EWR)

(2008/C 134/12)

1. Am 23. Mai 2008 ist die Anmeldung eines Zusammenschlussvorhabens gemäß Artikel 4 der Verord-
nung (EG) Nr. 139/2004 des Rates (1) bei der Kommission eingegangen. Danach ist Folgendes beabsichtigt:
Die Unternehmen STMicroelectronics NV („STM“, Niederlande) und NXP BV („NXP“, Niederlande) erwerben
im Sinne von Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe b der Ratsverordnung die gemeinsame Kontrolle über ein neu
gegründetes Gemeinschaftsunternehmen.

2. Die beteiligten Unternehmen sind in folgenden Geschäftsbereichen tätig:

— STM: Halbleiterprodukte,

— NXP: Halbleiterprodukte,

— Gemeinschaftsunternehmen: Halbleiterprodukte für die mobile Telekommunikation.

3. Die Kommission hat nach vorläufiger Prüfung festgestellt, dass die angemeldete Transaktion unter die
Verordnung (EG) Nr. 139/2004 fallen könnte. Eine endgültige Entscheidung zu diesem Punkt behält sie sich
allerdings vor.

4. Alle interessierten Unternehmen oder Personen können bei der Kommission zu diesem Vorhaben
Stellung nehmen.

Die Stellungnahmen müssen bei der Kommission spätestens zehn Tage nach dem Datum dieser Veröffentli-
chung eingehen. Sie sind der Kommission unter Angabe des Aktenzeichens COMP/M.5173 — STM/NXP/JV
per Fax (Fax-Nr. (32-2) 2964301 oder 2967244) oder auf dem Postweg an folgende Anschrift zu über-
mitteln:

Europäische Kommission
Generaldirektion Wettbewerb
Registratur Fusionskontrolle
J-70
B-1049 Brüssel
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Vorherige Anmeldung eines Zusammenschlusses

(Sache COMP/M.5176 — CVC/Schuitema)

(Text von Bedeutung für den EWR)

(2008/C 134/13)

1. Am 22. Mai 2008 ist die Anmeldung eines Zusammenschlusses gemäß Artikel 4 der Verordnung (EG)
Nr. 139/2004 des Rates (1) bei der Kommission eingegangen. Danach ist Folgendes beabsichtigt: Das Unter-
nehmen CVC Fund IV („CVC Fund IV“, Kaimaninseln), das zur CVC Capital Partners Group SARL („CVC“,
Luxemburg) gehört, erwirbt im Sinne von Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung durch den Erwerb
von Anteilen die Kontrolle über die Gesamtheit des Unternehmens Schuitema NV („Schuitema“,
Niederlande).

2. Die beteiligten Unternehmen sind in folgenden Geschäftsbereichen tätig:

— CVC/CVC Fund IV: Beratung von Investmentfonds in Investitions- und Managementfragen und/oder
Investitionsmangement für Investmentfonds,

— Schuitema: Bevorratung, Groß- und Einzelhandel mit Verbrauchsgütern des täglichen Bedarfs und damit
verbundene Dienste in den Niederlanden.

3. Die Kommission hat nach vorläufiger Prüfung festgestellt, dass das angemeldete Rechtsgeschäft unter
die Verordnung (EG) Nr. 139/2004 fallen könnte. Eine endgültige Entscheidung zu diesem Punkt behält sie
sich vor.

4. Alle betroffenen Dritten können bei der Kommission zu diesem Vorhaben Stellung nehmen.

Die Stellungnahmen müssen bei der Kommission spätestens zehn Tage nach dem Datum dieser Veröffentli-
chung eingehen. Sie können der Kommission unter Angabe des Aktenzeichens COMP/M.5176 —

CVC/Schuitema per Fax (Fax-Nr. (32-2) 296 43 01 oder 296 72 44) oder per Post an folgende Anschrift
übermittelt werden:

Europäische Kommission
Generaldirektion Wettbewerb
Registratur Fusionskontrolle
J-70
B-1049 Brüssel
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SONSTIGE RECHTSAKTE

KOMMISSION

Bekanntmachung eines Antrags gemäß Artikel 30 der Richtlinie 2004/17/EG

Antrag eines Mitgliedstaats

(2008/C 134/14)

Bei der Kommission ging am 19.5.2008 ein Antrag gemäß Artikel 30 Absatz 4 der Richtlinie 2004/17/EG
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 31. März 2004 zur Koordinierung der Zuschlagserteilung
durch Auftraggeber im Bereich der Wasser-, Energie- und Verkehrsversorgung sowie der Postdienste (1) ein.
Der erste Werktag nach Eingang des Antrags ist der 20.5.2008.

Der von der Republik Polen gestellte Antrag betrifft die Erzeugung und den Großhandelsverkauf von Strom
in diesem Mitgliedstaat. Gemäß Artikel 30 findet die Richtlinie 2004/17/EG keine Anwendung, wenn die
betreffende Tätigkeit auf Märkten mit freiem Zugang unmittelbar dem Wettbewerb ausgesetzt ist. Die Bewer-
tung dieser Bedingungen erfolgt ausschließlich im Sinne der Richtlinie 2004/17/EG und unbeschadet der
Anwendung der Wettbewerbsregeln.

Die Kommission muss binnen drei Monaten, gerechnet ab dem oben genannten Werktag, über diesen Antrag
entscheiden. Diese Frist läuft am 20.8.2008 ab.

Artikel 30 Absatz 4 Unterabsatz 3 findet Anwendung. Daher kann die Frist, die der Kommission zur Verfü-
gung steht, um einen Monat verlängert werden. Eine Fristverlängerung bedarf der Veröffentlichung.
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